
GES 118, 1. Änderung „Gewerbegebiet Gestfeld Süd – Gewerbepark Dieprahm
Behördenbeteiligung
Die Unterlagen umfassen folgende Verfahrensschritte:
Landesplanerische Abstimmung gemäß § 34 LplG

Behörden Beteiligt am Verfahren nach
Regionalverband Ruhr und Kreis Wesel § 34 Abs. 1 LPlG am 18.10.2018
Regionalverband Ruhr und Kreis Wesel § 34 Abs. 5 LPlG am 17.10.2019

Sowie
 Frühzeitige Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs.1 BauGB (26.10.2018 – 16.11.2018) einschl. 

Scoping
 Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 Bau-

gesetzbuch (BauGB) und Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 
(16.07.2019 – 16.08.2019)

 öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB (20.09.2019 – 20.10.2019)

Behörde

§ 4 Abs. 1 BauGB § 4 Abs. 2 BauGB
§ 3 Abs. 2
Offenlage

beteiligt
Stellung-
nahme beteiligt

Stellung-
nahme

Stellung-
nahme

Bezirksregierung Düsseldorf, Dez. 53 x x x x

Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) x x x x

Kreis Wesel x x x x x

Kreis Wesel, Polizeiwache Kamp-Lintfort x x

Geologischer Dienst NRW - Landesbetrieb x x x

Landesbetrieb Straßen NRW x x x x

Landesbetrieb Wald und Holz NRW x x x x x

LVR, Amt für Liegenschaften x x

Rheinisches Amt für Denkmalpflege x x

LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rhein-
land

x x x

Landwirtschaftskammer NRW

Rheinischer Landwirtschaftsverband

Industrie- und Handelskammer Duisburg x x x x

Handwerkskammer Düsseldorf x x x x

Kreishandwerkerschaft x x

Einzelhandelsverband Niederrhein x x

LINEG x x x

NIAG AG x x

Landesbüro der Naturschutzverbände x x

Sartorius, Otto (NABU) x x

Deichverband Friemersheim x x

Niersverband x x
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Behörde

§ 4 Abs. 1 BauGB § 4 Abs. 2 BauGB
§ 3 Abs. 2
Offenlage

beteiligt
Stellung-
nahme beteiligt

Stellung-
nahme

Stellung-
nahme

Wasser- und Bodenverband Issumer Fleuth x x

Bezirksregierung Arnsberg, Abt. Bergbau x x x

Ruhrkohle AG x x

RAG Montan Immobilien GmbH x x

Bundesanstalt für Immobilienaufgaben x x

Bundeswehr

Finanzamt Moers x x

Amprion GmbH x x x

RWE und Westnetz GmbH x x x

Stadtwerke Kamp-Lintfort x x x x

Thyssengas GmbH x x x x x

Gelsenwasser Energienetze GmbH x x x

Rhein-Main-Rohrleitungsgesellschaft x x x x

N.V. Rotterdam-Rijn Pijpleiding Maatschappij x x

Pledoc GmbH x x x x x

Mingas Power GmbH x x x

Unitymedia NRW GmbH x x x x x

Deutsche Telekom AG x x

Agentur für Arbeit x x

DB Services Immobilien x x x

Evangelische Kirche im Rheinland x x

Evangelische Kirchen in Kamp-Lintfort x x

Bischöfliches Generalvikariat x x x x

Katholische Kirchengemeinde St. Josef x x

Landesverband der jüdischen Gemeinden x x x x x

Neuapostolische Kirche des Landes NRW x x

Stadt Neukirchen-Vluyn x x x x

Stadt Moers x x

Stadt Rheinberg x x

Gemeinde Alpen x x

Gemeinde Issum x x

Gemeinde Rheurdt x x

Bundesnetzagentur bei Bauhöhen ab 20 m

Behindertenbeauftragter Kamp-Lintfort x x

Feuerwehr x x x
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Nr. Institution Stellungnahme Abwägungsvorschlag

1 Regionalverband 
Ruhr
Schreiben vom 
07.01.2019
§ 34 Abs. 1 LPlG

Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes GES 118 und entspre-
chender  Anpassung  des  Flächennutzungsblanes  soll  die  pla-
nungsrechtliche Grundlage für die Betriebserweiterung der Firma
UFP GmbH auf einer Fläche von 2,8 ha geschaffen werden. Hier-
zu  sollen  aus  einer  im  Flächennutzungsplan  dargestellten  Ge-
meinbedarfsfläche, die für Soziales und Sport vorgesehen ist, so-
wie einer Grünfläche eine Gewerbefläche entwickelt werden.

Gemäß Ziel 6.1-1 des Landesentwicklungsplanes NRW sind Sied-
lungsentwicklungen, wie die vorliegende Gewerbeflächenentwick-
lung flächensparend und bedarfsgerecht an die Bevölkerungsent-
wicklung, die Entwicklung der Wirtschaft, den vorhandenen Infra-
strukturen sowie den naturräumlichen und kulturlandschaftllchen
Entwicklungspotenzialen auszurichten.

Der Regionalplan für den Regierungsbezirk Düsseldorf (GEP 99)
legt  für  den  Geltungsbereich  der  Bauleitplanänderungen  einen
„Bereich für gewerbliche und industrielle Nutzung (GlB)" fest. Ge-
werbliche Betriebe gilt es gem. Ziel 1 des Kapitel 1.3 des GEP 99
in den GIB zu sichern, auszubauen und anzusiedeln. Es ist fest-
zustellen, dass die Ausweisung einer Gewerbefläche zugunsten
der o.a. Betriebserweiterung in einem GIB und insbesondere vor
dem Hintergrund des vorhandenen Bedarfs an gewerblicher Bau-
fläche in der Stadt Kamp-Lintfort in Höhe von ca. 6,3 ha bedarfs-
gerecht erfolgt. 

Mit  dem Erarbeitungsbeschluss  der  Verbandsversammlung  des
Regionalverbandes Ruhr vom 06.07.2018 sind die in Aufstellung
befindlichen Ziele des Regionalplans Ruhr (RPR) zu berücksichti-
gen. Der Regionalblan Ruhr (RPR) legt für den Änderungsbereich
auch  einen  „Bereich  für  gewerbliche  und  industrielle  Nutzung

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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(GiB)“ fest.

Damit kann die Vereinbarkeit der 28. Änderung des FNP und der
1. Bebauungsplanänderung mit den Zielen der Raumordnung in
Aussicht gestellt werden. Auch von Seiten des Kreises Wesel be-
stehen keine landesplanerischen Bedenken.

Die vorstehende Entscheidung bezieht sich ausschließlich auf §
34  LPlG  NRW.  Weitere  Genehmigungen  oder  Entscheidungen
nach  anderen  gesetzlichen  Vorschriften  bleiben  hiervon  unbe-
rührt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

1b Regionalverband 
Ruhr
Schreiben vom 
17.10.2019
§ 34 Abs. 5 LPlG

Mit Schreiben vom 9.9.2019 (Eingang beim RVR 26.9.2018) bitten
Sie um Stellungnahme gemäß § 34 Abs. 5 LPIG zur 28. Änderung
des Flächennutzungsplans (FNP) der Stadt Kamp-Lintfort  sowie
zur 1. Änderung des Bebauungsplans (B-Plan) GES 118. Die Än-
derungen der Bauleitpläne erfolgen im Parallelverfahren. Die 28.
FNP Änderung und die Aufstellung des vorhabenbezogenen B-
Planes  dient  der  Betriebserwelterung  eines  Handelsunterneh-
mens für Druckerzubehör und Speichermedien.

Die darzustellende gewerbliche Baufläche im FNP und das festzu-
setzende Gewerbegebiet im B-Plan sind im Regionalplan für den
Regierungsbezirk Düsseldorf (GEP 99) und im Regionalplan Ruhr
(in Aufstellung) als Bereich für gewerbliche und industrielle Nut-
zungen  (GIB)  festgelegt.  Daher  haben  wir  mit  Schreiben  vom
7.1.2019 gemäß § 34 (1) LPlG die Vereinbarkeit der 28. FNP›Än-
derung und die 1. Änderung des B-Planes GES 118 mit den Zie-
len der Raumordnung in Aussicht stellen können.

Da sich die Planung nicht geändert hat und zudem bedarfsgerecht
ist,  bestätigen wir  hiermit  die Vereinbarkeit  der Bauleitpläne mit
den  Zielen  der  Raumordnung.  Der  Kreis  Wesel  hat  als  untere

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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staatliche Verwaltungsbehörde ebenfalls keine Bedenken vorge-
tragen.

Die  vorstehende  Entscheidung  bezieht  sich  ausschließlich  auf
§ 34 LplG NRW. Weitere Genehmigungen oder Entscheidungen
nach anderen gesetzlichen Vorschriften bleiben hiervon unberührt

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

2a Kreis Wesel
E-Mail vom 
08.05.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB im 
Rahmen des Scoping

Aus der Sicht von Naturschutz und Landschaftspflege wird darauf
hingewiesen, dass es sich hier um einen Amphibien-Hotspot mit
sehr diffusen Wanderbewegungen handelt.

Aus der Sicht der Brandschutzdienststelle sind folgende Hinweise
zu beachten:
1. Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung ist gem. Indus-
triebaurichtlinie Ziffer 5.1 für eine Löschzeit von 2 Stunden eine
Löschwassermenge von mindestens 192 m³/h  (3.200 l/min)  bei
Abschnittsflächen mehr als 4.000 m² sicher zu stellen.
2. Die Hydranten sind gemäß Regelwerk- Arbeitsblatt ”W 331 an-
zuordnen.
3. Freistehende sowie aneinandergebaute Industriebauten mit ei-
ner Grundfläche von insgesamt mehr als 5.000 m² müssen nach
Ziffer 5.2.2 IndBau RL eine für Feuerwehrfahrzeuge befahrbare
Umfahrt  haben.  Feuerwehrumfahrten  sind  entsprechend  §  5
BauO NRW und Ziffer 5.2ff VV BauO NRW anzulegen, zu unter-
halten und entsprechend DIN 4066-2 zu kennzeichnen.
Sollten noch Angaben aus der Sicht der Wasserwirtschaft vorge-
bracht werden, werde ich sie Ihnen zeitnah übersenden.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die Belange des Artenschutzes unter  besonderer  Berück-
sichtigung der Artengruppe der Amphibien wurden im Rah-
men der  Artenschutzprüfung (1.  Stufe)  berücksichtigt  (vgl.
Kap. 13 der Begründung). Es werden die verbleibende Ge-
hölzbereiche geschützt und Bauzeitenbeschränkungen zum
Schutz der Amphibien vorgesehen.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Der abwehrende Brandschutz ist in den Hinweisen des Be-
bauungsplans  aufgenommen  worden.  Die  Brandschutz-
dienststelle der Unteren Bauaufsicht des Kreises Wesel hat
die nebenstehenden Hinweise gegeben, die in den Bebau-
ungsplan aufgenommen werden. 
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2b Kreis Wesel
Schreiben vom 
15.11.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes GES 118 sollen die
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Betriebserweiterung
eines ansässigen Gewerbebetriebes geschaffen werden. Hierfür
werden  bestehende  Grünflächen-Darstellungen  überplant  und
Nutzungsbeschränkungen eines bestehenden gewerblichen Bau-
feldes angepasst.
Auf  Grundlage  der  mit  Schreiben  vom 26.10.2018  vorgelegten
Unterlagen bestehen gegen das Vorhaben nur dann keine Beden-
ken, wenn im weiteren Verfahren nachgewiesen wird, dass durch
das Vorhaben keine nachteiligen Auswirkungen aus wasserwirt-
schaftlicher und artenschutzrechtlicher Sicht zu erwarten sind.
Begründung:

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht wird ausgeführt:
- Das Vorhaben tangiert eine zentral im Gewerbepark Die-

prahm gelegene künstliche Teichanlage. Der seitliche of-
fene  Graben  entlang  der  südöstlichen  Bestandsgrund-
stücksgrenze  sowie  Teile  der  südwestlichen  Ufers  des
zentralen Teiches werden mit der 1. Änderung überplant.
Desweiteren  erfolgt  durch  die  beabsichtigte  Bebauung
eine weitere Versiegelung sodass  maßgebliche Änderun-
gen bei der Niederschlagswasserbeseitigung im Plange-
biet nicht auszuschließen sind.

- Neben  der  Sammlung  des  Niederschlagswassers  dient
das im Gewerbepark abgelegte Teich- und Grabensystem
auch der Regenwasserbehandlung und – rückhaltung, zu-
dem  wird auch Polderwasser der Grundwasserpumpan-
lage Gestfeld 4 aufgenommen.

- Die geplante Betriebserweiterung darf zu keinen negati-
ven Auswirkungen bzgl. Regenwasserbehandlung, Rück-
haltung und Einleitung in Gewässer führen. Daher ist ein
Entwässerungskonzept vorzulegen, indem die schadlose

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Für die Ableitung des Niederschlagswassers wurde ein Ent-
wässerungsutachten zum Nachweis der Niederschlagswas-
serbeseitigung erstellt.  Der Artenschutz wurde in einer Ar-
tenschutzprüfung (1. Stufe) berücksichtigt.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Für  die  Planung wurde  ein  Entwässerungsgutachten  zum
Nachweis  der  Niederschlagswasserbeseitigung  einschließ-
lich der Ableitung des Niederschlagswassers aus dem Re-
genwasserkanal  in  das  Teich-  und  Grabensystem erstellt.
Die Wassermengen, die verträglich in das Teich- und Gra-
bensystem  eingeleitet  werden  können,  wurden  dabei  be-
rücksichtigt.  Das  Niederschlagswasser  soll  entsprechend
des Entwässerungskonzeptes durch die Verlängerung und
größere  Dimensionierung  des  Regenwasserkanals  in  der
Carl-Friedrich-Gauss-Straße in den östlich gelegenen Gra-
ben abgeleitet werden. Dieser Graben wird dazu neu profi-
liert  und  mit  einer  Sohlbreite  von  1m  sowie  einer  Bö-
schungsneigung von  1:1,5-1:2  ausgeführt.  Das  Entwässe-
rungskonzept ist im Kap. 6.4 der Begründung sowie in dem
Umweltbericht Kapitel 2.1.2 aufgenommen. 
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Ableitung des Niederschlagswassers dargelegt wird. 

- Unklar ist auch, ob durch die Änderungen der Entwässe-
rungssituation die bestehende und durch Wasserrecht ab-
gedeckte Behandlung/Rückhaltung ausreichend ist.  Dies
ist  ggf.  durch  einen  wasserrechtlichen  Nachtragsantrag
nachzuweisen.

- Der Planbereich liegt in einem Hochwasser-Risikogebiet.
Bei einem Hochwasserereignis  könnte das Gebiet bis zu
mehr als 2 Meter überschwemmt werden, sofern die be-
stehenden Deiche versagen würden. Es wird angeregt ei-
nen entsprechenden Hinweis in den Bebauungsplan auf-
zunehmen.

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Ein Hinweis bzw. eine Festsetzung zur Vorbehandlung des
Niederschlagswassers wird als nicht notwendig angesehen.
In  dem zugrundeliegenden rechtskräftigen  Bebauungsplan
ist  keine  Behandlung  des  Niederschlagswassers  vorgese-
hen, da nur Betriebe mit einem geringen Gefährdungspoten-
tial vorhanden sind und das Graben- und Teichsystem nicht
nur der Rückhaltung sondern auch der Reinigung des Nie-
derschlagswassers dient.  Eine entsprechende Vorgabe für
eine Teilfläche der Betriebsfläche der UFP GmbH würde zu
einer Ungleichbehandlung innerhalb des Gewerbeparks füh-
ren und zudem unterschiedliche Anforderungen an die Nie-
derschlagsentwässerung für die beiden Teilflächen der UFP
GmbH stellen. Eine Gefährdung des Oberflächenwassers in
dem Graben- und Teichsystem ist auch bei einer Verände-
rung der  Betriebsstruktur  ausgeschlossen,  da im Rahmen
der  Genehmigungsverfahren  Maßnahmen  zur  Vorklärung
des von den privaten Verkehrsflächen abfließenden Nieder-
schlagswassers vorgesehen werden können.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die Hochwassergefahrensituation wurde im Kap. 20 der Be-
gründung sowie in Kapitel 1.3 des Umweltberichts berück-
sichtigt. In den Bebauungsplan wurde daher folgende nach-
richtliche Übernahme übernommen: Das Plangebiet befindet
sich in den Risikogebieten im Sinne des § 78b Abs. 1 WHG
des Rheins, die bei einem Versagen oder Überströmen von
Hochwasserschutzeinrichtungen  überschwemmt  werden
können. Weitere Informationen sind den Hochwassergefah-
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- Den Antragsunterlagen ist zu entnehmen, dass die rele-
vanten Sachverhalte zum Schutzgut Wasser für die beab-
sichtigte Umweltprüfung erfasst sind. 

Aus der Sicht von Naturschutz und Landschaftspflege sind insbe-
sondere die folgenden Sachverhalte im weiteren Verfahren zu be-
rücksichtigen:

- Der Bauleitplanbereich liegt nicht  im Geltungsbereich des
rechtskräftigen  Landschaftsplanes  des  Kreises  Wesel
"Raum  Kamp-Lintfort/Moers/Neukirchen-Vluyn".  Auf
Grund der derzeitigen Ausprägung des Plangebietes und
den angrenzenden Grün- und Gewässerstrukturen ist je-
doch eine biotopvernetzende und verbindende Funktion
zu den in  unmittelbarer  Nähe befindlichen Landschafts-
schutzgebieten L13 „ ehemalige Bahntrasse mit angren-
zenden Frei- und Waldflächen“  und L19 „Wiesenfurthgra-
ben,  Klein  Hugengraben,  Dong,  Anrathskanal,  Parsick-,
Vinnbruch- und Landwehrgraben“ gegeben. Hierauf ist im
Umweltbericht einzugehen.

- Im weiteren Verfahren ist eine Artenschutzprüfung durch-
zuführen. Die daraus resultierenden Maßnahmen sind zu
ermitteln und planungsrechtlich festzusetzen.

- Bei der weiteren Planung ist insbesondere auf die beson-

ren- und Hochwasserrisikokarten der Bezirksregierung Düs-
seldorf zu entnehmen: www.flussgebiete.nrw.de.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Auf  die  biotopvernetzende  und  verbindende Funktion  des
Plangebiets  wird  im  Umweltbericht  in  Kapitel  2.1.1  sowie
2.1.2 eingegangen. Die Biotopverbundfläche im Norden des
Plangebiets wird als Wert- und Funktionselement bewertet.
Da die Auswirkungen der Planung lediglich baubedingt und
damit temporär sind, werden sie als unerheblich eingestuft.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Es wurde eine Artenschutzprüfung 1. Stufe erstellt und die
Ergebnisse in den Umweltbericht Kapitel 2.1.1 und 2.1.2 ein-
gepflegt.  Ebenso  wurden  die  daraus  resultierenden  Maß-
nahmen in  die  Hinweise des Bebauungsplans unter  "Ver-
meidungs-  und  Minderungsmaßnahmen  nachteiliger  Um-
weltauswirkungen (einschl. Artenschutz)“ übernommen.

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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dere Bedeutung des betroffenen Bereiches als Lebens-
raum für Amphibien ("Hotspot") und deren (diffusen) Wan-
derbewegungen  abzustellen  (Erhalt/Neugestaltung  von
geeigneten Habitatstrukturen,  Aufrechterhaltung/Optimie-
rung  von  Wanderkorridoren,  Schutzeinrichtungen  vor
Überfahren etc.).

- Die  aus  dem  Plan-Änderungsverfahren  resultierenden
Kompensationsmaßnahmen  sind  im  weiteren  Verfahren
zu ermitteln und planungsrechtlich festzusetzen.

Aus Sicht der Unteren Bodenschutzbehörde wird der in den Un-
terlagen beschriebene Untersuchungsumfang für  das Schutzgut
Boden als ausreichend erachtet. Ergänzend werden folgende Hin-
weise vorgetragen:

- Durch die o.g. Maßnahme kommt es zu einer Versiege-

In der Artenschutzprüfung und damit auch im Umweltbericht
(Kapitel 2.1.1 und 2.1.2) wurde der Amphibien-Hotspot im
Plangebiet berücksichtigt. Die Kartierung im Frühjahr 2019
ergab  zahlreiche  Erdkröten,  jedoch  die  meisten  davon  in
Straßengullis ohne Möglichkeit sich selbst zu befreien. Dar-
aus resultiert der Hinweis in der Artenschutzprüfung auf am-
phibiengerechte Senkkästen sowie der Hinweis im Bebau-
ungsplan auf die Vermeidungs- und Minderungsmaßnahme,
die Erdarbeiten erst nach der Amphibienwanderung durch-
zuführen.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die Kompensationsverpflichtungen aus der Überplanung ei-
ner  festgesetzten  Kompensationsmaßnahme  werden  im
Umweltbericht  Kap.  2.1.3  ermittelt.  Für  die  Kompensation
der Eingriffe sollen auf den nicht überbaubaren Flächen die
derzeit  mit  Gehölzen  bewachsenen  Flächen,  dauerhaft
durch eine Festsetzung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB
erhalten und die  Gehölzbereiche ergänzt  werden.  Für  die
Kompensation der mit der Planung verbundenen Eingriffe ist
zudem  eine  planexterne  Kompensationsmaßnahme  erfor-
derlich. Dazu wird gemäß § 9 Abs. 1a BauGB auf der Fläche
Gemarkung Lintfort, Flur 009, Flurstück 1991 ein ca. 170 m
langer und 20 m breiter Gehölzstreifen entlang der Wohnbe-
bauung in Gestfeld südlich der Goethestraße als Ortsrand-
eingrünung festgesetzt. 

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die Maßnahmen zum Bodenschutz wurden als Hinweise in
den Bebauungsplan aufgenommen und über den Umweltbe-
richt hinaus im Kapitel 13 der Begründung dargestellt. Fol-
gende Vermeidungs-  und Minderungsmaßnahmen wurden

9



lung von Flächen, die bisher als Grünflächen unversiegelt
waren. Dieser Verlust an Boden muss durch entsprechen-
de Maßnahmen ausgeglichen werden. Bei der Kompen-
sation von Versiegelungen sind vorrangig Entsiegelungen
vorzusehen.

- Die Freiflächen, die nicht in den Bauprozess mit einbezo-
gen werden sind vor Überfahren, Verdichtungen und Ver-
unreinigung  zu schützen. Diese Bereiche sollten während
der  Bauphase  dauerhaft  und  standfest  abgesperrt  wer-
den.

- Weitere Hinweise und Tipps zur Planung und Umsetzung
von  Bodenschutzmaßnahmen  beim  Bauen,  die  Kosten
sparen,  spätere  Reklamationen  vermeiden  und  Grund
und Boden schonen findet man hier: https://www.lanuv.nr-
w.de/fileadmin/lanuv/boden/bodenschutz/
bodenschutz_bauen/pdf/
Bodenschutz_beim_Bauen_v2.pdf

Die geplante Erweiterung des Gewerbebetriebes kann zusätzliche
Geräuschimmissionen freisetzten. Insofern wird seitens des vor-
beugenden Immissionsschutzes angeregt, die nachbarschaftliche
Verträglichkeit im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung zum

als Hinweise in den Bebauungsplan aufgenommen:
„Sicherung zu erhaltender Bodenoberflächen: Verdichtung, 
Umlagerung, Abtrag und Überschüttung von Boden führen 
zu Störungen seines Gefüges, mindern die ökologische Sta-
bilität und verändern seine Standorteigenschaften in Bezug 
auf Wasserhaushalt, Bodenleben und Vegetation. Der Bo-
den ist bei allen durchzuführenden Baumaßnahmen daher 
so schonend wie möglich zu behandeln (§ 202 BauGB, DIN 
19731).
Sicherung der zu bepflanzenden Bodenflächen: Später zu 
bepflanzender Boden darf nicht befahren werden. Flächen, 
von denen der Oberboden nicht abgetragen wird, sind daher
als Vegetationsflächen abzugrenzen. Noch benötigter Ober-
boden ist sachgerecht zu lagern, die Mieten sind mit einer 
Gründüngung als Zwischenbegrünung einzusäen. Eine 
Durchmischung mit anderem Aushub oder sonstigen Stoffen
ist zu verhindern.  Die DIN 18300 'Erdarbeiten', 18915 'Bo-
denarbeiten' und 18920 'Schutz von Bäumen, Pflanzenbe-
ständen und Vegetationsflächen bei Bauarbeiten' sind zu 
beachten. Sicherung der außerhalb der Baufläche liegenden
Bereiche: Die außerhalb der Bauflächen liegenden Bereiche
sind während der Bauphase durch eine Auszäunung vor 
Überfahren und Verdichtung zu schützen. Belastetes Aus-
hubmaterial ist bei den Erdarbeiten zu separieren. Aushub-
material, das nicht auf der Fläche umgelagert werden kann, 
ist einer ordnungsgemäßen Verwertung/Beseitigung zuzu-
führen.“

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
In Kapitel 14 der Begründung wird erläutert, dass dem Im-
missionsschutz  im  Bebauungsplan  durch  die  Anwendung
des Abstandserlasses NRW Rechnung getragen wird.
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o.a. Planverfahren überprüfen zu lassen.

Aus Sicht des Gesundheitswesens und des Brandschutzes wer-
den keine Anregungen und Hinweise vorgetragen.

Die Stellungnahme wird zu Kenntnis genommen.

2c Kreis Wesel
Schreiben vom 
14.08.2019
§ 4 Abs. 2 BauGB

Gegenstand  der  o.a.  Bauleitplanung  ist  die  Schaffung  der  pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für die Betriebserweiterung ei-
nes ansässigen Gewerbebetriebes. Hierfür soll der bisher festge-
setzte Grünzug sowie das eingeschränkte Gewerbegebiet durch
ein neues Gewerbegebiet festgesetzt werden. Auf der Grundlage
der mit Schreiben vom 16.07.2019 vorgelegten Unterlagen nehme
ich wie folgt Stellung:

Wasserwirtschaft:
Durch  die  geplante  Betriebserweiterung kommt  es zum Verlust
des westlich gelegenen Entwässerungsgrabens und zur Flächen-
versiegelung im Untersuchungs-gebiet. Der Graben ist Teil eines
Entwässerungssystems für das Niederschlags-wasser im Gewer-
bepark  und  dient  auch  der  Niederschlagswassereinleitung  aus
dem Regenwasserkanal von der Carl-Friedrich-Gaus-Straße. Um
die anfallenden Niederschlagswassermengen schadlos abzufüh-
ren, wird ein östlich gelegener Entwässerungsgraben neu profi-
liert. Neben einer Sohlverbreiterung wird auch die Böschungsnei-
gung auf 1:1,5 - 1:2 verändert. Durch die Profilierung wird zwar
ein ausreichender Regenwasserabfluss gesichert, jedoch wird die
ökologische Wertigkeit durch die Vertiefung des V-Profils beein-
trächtigt.

In den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans wird darauf
hingewiesen,  dass  das  anfallende  Niederschlagswasser  der
Dachflächen  direkt  in  das  Graben-  und  Teichsystem Dieprahm
ohne Rückhaltung und Vorbehandlung einzuleiten ist und das Nie-
derschlagswasser von privaten/gewerblichen Verkehrsflächen vor

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Der Kreis Wesel hat die Stellungnahme der unteren Wasser-
behörde mit Schreiben vom 20.08.2019 ersetzt (vgl. lfd. Nr.
2d).
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Einleitung in den Dieprahm auf dem jeweiligen Grundstück vorzu-
behandeln ist.

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht sind folgende Punkte zu beach-
ten:

 Aufgrund  des  Wegfalls  des  recht  naturnah  gestalteten
und  ökologisch  wertvollen  Entwässerungsgrabens  im
Westen, rege ich an, dass die geplante Profilierung des
östlichen Grabens nach ähnlichen Maßstäben erfolgt. Da-
her  sollten,  unter  Berücksichtigung  der  hydraulischen
Leistungsfähigkeit  des Grabens,  flachere Böschungsnei-
gungen sowie alternative Profilformen geprüft werden. 

 Die schadlose Ableitung des Niederschlagswassers des
geplanten Neubaus sowie der versiegelten Flächen und
der möglichen Erweiterungen über die Teichanlagen mit
Regenwasserbehandlung  bzw.  Rückhaltung  muss  ge-
währleistet sein.

 Sollte sich an der Einleitung in den Parsickgraben Ände-
rungen  hinsichtlich  der  Einleitungsmenge  oder  der  Be-
schaffenheit des Wassers ergeben, ist ein Antrag auf Än-
derung der wasserrechtlichen Erlaubnis bei der Unteren
Wasserbehörde des Kreises Wesel einzureichen.

 Folgende Änderungen sind in den textlichen Festsetzun-
gen  unter  „Niederschlagswasserbeseitigung“  vorzuneh-
men:

o Unter Punkt 1 ist der Passus „ohne Rückhaltung“

zu streichen, da sich hinsichtlich einer eventuellen
Rückhaltung in Zukunft Änderungen ergeben kön-
nen.

o Der letzte Absatz ist  zu entfernen, da die Leis-

tungsfähigkeit des Vorfluters Dieprahm in Zukunft
ggf. nochmals zu prüfen ist

12



o Da eine  Vorbehandlung  des  Niederschlagswas-

sers auf den jeweiligen Grundstücken der priva-
ten/gewerblichen  Verkehrsflächen  oftmals  auf-
wendig und kostspielig ist, möchte ich darauf hin-
weisen, dass ebenfalls die Möglichkeit der Versi-
ckerung  über  eine  belebte  Oberbodenzone  be-
steht. Dazu ist im Vorfeld zu prüfen, ob der Boden
im Bereich der  Versickerungsanlage über einen
ausreichenden  Flurabstand  verfügt  sowie  versi-
ckerungsfähig und frei von Belastungen ist.

- Ich rege an folgende textliche Festsetzungen zusätzlich in
den Bebauungsplan aufzunehmen:

o Die  Versickerung  von  Niederschlagswasser  in

technischen Einrichtungen (z.B. Mulden/Rigolen)
bedarf einer wasserbehördlichen Erlaubnis. Eine
solche  ist  bei  der  Unteren  Wasserbehörde  des
Kreises Wesel zu beantragen.

o Der Einbau von RC-Material (z.B. als Wegeunter-

bau  oder  Tragschicht)  bedarf  einer  wasserbe-
hördlichen Erlaubnis. Eine solche ist bei der Unte-
ren Bodenschutzbehörde des Kreises Wesel  zu
beantragen.

Immissionsschutz:
Es werden weder Bedenken noch Anregungen vorgebracht, so-
fern folgende Vorgeben eingehalten werden:

- Die bestehende Festsetzung hinsichtlich des Immissions-
schutzes  durch  Anwendung  des  Abstanderlasses  vom
06.06.2007 wird in der o.a. Änderung fortgeführt.

- Die Kernarbeitszeiten liegen zwischen 8.00 bis 17.00 Uhr;
Arbeiten  von  22.00  bis  6.00  Uhr  sind  ausgeschlossen,

Der Stellungnahme wird gefolgt.
In Kapitel 14 der Begründung wird erläutert, dass dem Im-
missionsschutz  im  Bebauungsplan  durch  die  Anwendung
des Abstandserlasses NRW in der aktuellen Fassung Rech-
nung getragen wird.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Entsprechend der von dem Investor UFP GmbH vorgegebe-
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Nachtarbeit ist somit ausgeschlossen (s. hierzu Protokoll
des Scopingtermins vom 11.07.2018).

Brandschutzdienststelle:
Es ist sicherzustellen, dass die Brandschutzdienststelle des Krei-
ses Wesel in den nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach
Baurecht bzw. BImSchG beteiligt wird.

Gesundheitsvorsorge,  Eingriffsregelung,  Artenschutzrecht,
Altlasten/ Bodenschutz:
Es werden weder Bedenken noch Anregungen vorgebracht.

nen Arbeitszeiten ist Nachtarbeit nicht vorgesehen. In dem
rechtskräftigen Bebauungsplan ist die Betriebsfläche als Ge-
werbefläche  mit  der  Zweckbestimmung  für  Betriebe  die
sportlichen, gesundheitlichen und sozialen Zwecken dienen
ausgewiesen. Ein Geschäftsbetrieb bzw. Öffnungszeiten bis
in die Nachstunden wären somit wahrscheinlich. Durch die
Änderung des Planes ist Nacharbeit nicht zu erwarten.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die   Brandschutzdienststelle  des  Kreises  Wesel  wird  im
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens beteiligt.

Die Stellungnahme wird zu Kenntnis genommen.

2d Kreis Wesel
Schreiben vom 
20.08.2019
§ 4 Abs. 2 BauGB

Mit Hinweis auf meine Stellungnahme vom 14.08.2019 im Rah-
men der Beteiligung gem. § 4 (2) BauGB übersende ich Ihnen 
meine überarbeitete Stellungnahme aus wasserwirtschaftlicher 
Sicht. Die bisherige wasserwirtschaftliche Stellungnahme bitte ich 
insofern zu ersetzen.

Begründung:
Durch Email vom 15.08.2019 hat die Stadt Kamp-Lintfort klarge-
stellt, dass der ursprünglichen Konzeption des Plangebietes fol-
gend, am Anschluss- und Benutzungszwang festgehalten wird.

Dem durch die UWB geforderten Entwässerungskonzept kommt 
die Stadt mit dem in den Antragsunterlagen vorgelegten Entwäs-
serungsgutachten nach. Darin wird der hydraulische Nachweis für
die geplanten Änderungen im geschlossenen Kanalsystem sowie 
dem geänderten Graben geführt. Verlorengehender Rückhalte-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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raum wird im zu ändernden östlich gelegenen Graben neu ge-
schaffen. Darüber hinausgehende hydraulische Betrachtungen 
sind entbehrlich, da das übrige „Gewässerrückhaltesystem“ sei-
nerzeit für das gesamte Plangebiet des bestehenden Bebauungs-
planes dimensioniert worden ist.

Um Belastungen des Teich- und Grabensystems zu vermeiden, 
sind Niederschlagsabflüsse der privaten Flächen vorzubehandeln.

Da es sich bei dem umzugestaltenden Graben nicht um ein Ge-
wässer im Sinne des LWG handelt, werden aus Sicht der UWB 
keine speziellen Anforderungen an die Gestaltung der Grabenpro-
file gestellt.

Überarbeitete wasserwirtschaftliche Stellungnahme: 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Ein Hinweis bzw. eine Festsetzung zur Vorbehandlung des
Niederschlagswassers wird als nicht notwendig angesehen.
In  dem zugrundeliegenden rechtskräftigen  Bebauungsplan
ist  keine  Behandlung  des  Niederschlagswassers  vorgese-
hen, da nur Betriebe mit einem geringen Gefährdungspoten-
tial vorhanden sind und das Graben- und Teichsystem nicht
nur der Rückhaltung sondern auch der Reinigung des Nie-
derschlagswassers dient.  Eine entsprechende Vorgabe für
eine Teilfläche der Betriebsfläche der UFP GmbH würde zu
einer Ungleichbehandlung innerhalb des Gewerbeparks füh-
ren und zudem unterschiedliche Anforderungen an die Nie-
derschlagsentwässerung für die beiden Teilflächen der UFP
GmbH stellen. Eine Gefährdung des Oberflächenwassers in
dem Graben- und Teichsystem ist auch bei einer Verände-
rung der  Betriebsstruktur  ausgeschlossen,  da im Rahmen
der  Genehmigungsverfahren  Maßnahmen  zur  Vorklärung
des von den privaten Verkehrsflächen abfließenden Nieder-
schlagswassers vorgesehen werden können.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Durch die geplante Betriebserweiterung kommt es zum Verlust 
des westlich gelegenen Entwässerungsgrabens und zur Flächen-
versiegelung im Untersuchungsgebiet. Der Graben ist Teil eines 
Entwässerungssystems für das Niederschlagswasser im Gewer-
bepark und dient auch der Niederschlagswassereinleitung aus 
dem Regenwasserkanal von der Carl-Friedrich-Gaus-Straße. Um 
die anfallenden Niederschlagswassermengen schadlos abzufüh-
ren, soll u. a. ein östlich gelegener Entwässerungsgraben neu 
profiliert werden. Der hydraulische Nachweis bzgl. der Änderun-
gen des Kanalsystems wird im Gutachten „Entwässerung zur Er-
weiterung einer Lagerhalle im Gewerbepark Dieprahm“ (IfT, Jan. 
2019) geführt, welches Bestandteil der Antragsunterlagen ist. 

Um Belastungen des Teich- und Grabensystems zu vermeiden, 
sind Niederschlagsabflüsse der privaten Flächen vorzubehandeln.
Hierzu enthält der vorliegende Entwurf einen entsprechenden Hin-
weis unter der Überschrift „Niederschlagswasserbeseitigung“.

Des Weiteren findet sich ein Hinweis bzgl. Hochwassergefahr / -ri-
siko im vorliegenden Entwurf. 

Aus Sicht der Wasserwirtschaft bestehen keine grundsätzlichen 
Bedenken gegen diese Bauleitplanung. Die Anforderungen an die 
Niederschlagswasserbeseitigung sollten jedoch als textliche Fest-
setzung und nicht lediglich als Hinweis Bestandteil des Bebau-
ungsplanes werden.

Ich rege an, folgende textliche Festsetzungen zusätzlich in den 
Bebauungsplan aufzunehmen:

„Der Einbau von RC-Material (z.B. als Wegeunterbau oder Trag-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Wie in dem Abwägungsvorschlag zu dieser Stellungnahme
vorhergehend begründet, wird ein Hinweis bzw. eine Fest-
setzung zur Vorbehandlung des Niederschlagswassers als
nicht notwendig angesehen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Wie in dem Abwägungsvorschlag zu dieser Stellungnahme
vorhergehend begründet, wird ein Hinweis bzw. eine Fest-
setzung zur Vorbehandlung des Niederschlagswassers als
nicht notwendig angesehen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
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schicht) bedarf einer wasserbehördlichen Erlaubnis. Eine solche 
ist bei der Unteren Bodenschutzbehörde des Kreises Wesel zu 
beantragen.“

Anmerkung:
Die  Ausführungen  meiner  Stellungnahme  vom 14.08.2019  hin-
sichtlich Immissionsschutz, Brandschutzdienststelle, Gesundheits-
vorsorge, Eingriffsregelung, Artenschutz sowie  Altlasten/Boden-
schutz haben weiterhin Bestand.

Entsprechend § 3 Abs. 2 Nr. 2 WHG bedürfen Maßnahmen,
die geeignet sind, dauernd oder in einem nicht nur unerheb-
lichen Ausmaß schädliche Veränderungen an der Beschaf-
fenheit des Wassers herbeizuführen, einer Zulassung. Eine
gesonderte  Festsetzung  in  dem Bebauungsplan  ist  daher
nicht erforderlich.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

2e Kreis Wesel
Schreiben vom 
18.10.2019
§ 3 Abs. 2 BauGB

Gegen die vorliegende Bauleitplanung bestehen aus wasserwirt-
schaftlicher Sicht zunächst Bedenken.

Zwei wesentliche Punkte meiner Stellungnahme vom 15.11.2018 -
Az.: 601/270/18-zum Verfahren gem. § 4 Abs. 1 BauGB waren: 

• Die geplante Betriebserweiterung darf zu keinen ne-
gativen Auswirkungen bzgl. Regenwasserbehand-
lung, Rückhaltung und Einleitung in Gewässer führen.
Daher ist ein Entwässerungskonzept vorzulegen, in 
dem die schadlose Ableitung des Niederschlagswas-
sers dargelegt wird.

• Unklar ist, ob durch die Änderung der Entwässe-
rungssituation die bestehende und durch Wasserrecht
abgedeckte Behandlung/Rückhaltung ausreichend ist.
Dies ist ggf. durch einen wasserrechtlichen Nach-
tragsantrag nachzuweisen.

Hintergrund:
Mit dem Gewerbepark Dieprahm wurde die ursprüngliche Konzep-
tion umgesetzt, wonach das Niederschlagswasser aller Teilgebie-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

17



te über Entwässerungsgräben in die künstliche Teichanlage (ein-
schließlich Regenklärbecken Technologiepark Dieprahm) und 
über Regenrückhaltebecken (RRB Technologiepark Dieprahm) in 
den Parsickgraben eingeleitet wird (Einleitstelle Nr. 48 der Stadt 
Kamp-Lintfort). Durch die vorliegende Planung wird dieses Sys-
tem verändert. Daher habe ich frühzeitig darauf hingewiesen, 
dass im Rahmen der Bauleitplanung Aussagen erwartet werden, 
warum durch die geplanten Änderungen keine negativen Auswir-
kungen bzgl. Regenwasserbehandlung und Rückhaltung und so-
mit letztlich auf die Einleitung in den Parsickgraben zu erwarten 
sind. In der Regenwasserkanalisation werden Regenklärbecken 
(RKB) eingesetzt, wenn das abgeleitete Niederschlagswasser vor 
Einleitung in ein Gewässer einer Behandlung bedarf. Sie haben 
die Aufgabe sedimentierbare Stoffe, Leichtflüssigkeiten und 
Schwimmstoffe aus dem Regenwasser abzutrennen. Das RKB 
Technologiepark Dieprahm wird im Dauerstau betrieben. Ständig 
gefüllte RKB (RKB mit Dauerstau) sind üblicherweise als Durch-
laufbecken zu gestalten. Das RKB Technologiepark Dieprahm 
wird grob von West nach Ost durchflossen. Ein im Westen zuflie-
ßender Entwässerungsgraben wurde überplant und das hierüber 
anfallende Niederschlagswasser soll zukünftig im Osten über ei-
nen vorhandenen Graben dem RKB zugeführt werden. Aus hiesi-
ger Sicht sind daher nachteilige Auswirkung auf die Qualität des 
Wassers (Erhöhung der Schadstofffracht) und die Quantität 
(Überschreitung der genehmigten Einleitungsmenge) an der Ein-
leitung in den Parsickgraben zu befürchten, wenn 

• sich maßgebliche, auf die Verweilzeit im RKB und da-
mit auf die Sedimentation auswirkende Parameter än-
dern, und

• Rückhaltevolumen verloren geht. 

Die Antragsunterlagen der Stadt Kamp-Lintfort zum Verfahren Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
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gem. § 4 Abs. 2 BauGB sahen folgende Lösung vor:
Bzgl. Regenwasserbehandlung: Gemäß Pkt. 11.2 der Begrün-
dung zum Bebauungsplan war vorgesehen, dass, um Belastun-
gen des Teich- und Grabensystems zu vermeiden, Niederschlags-
abflüsse der privaten Flächen vorzubehandeln sind. Hierzu ent-
hielt der vorgelegte Entwurf einen entsprechenden Hinweis unter 
der Überschrift „Niederschlagswasserbeseitigung“.

Bzgl. Rückhaltung: Um die anfallenden Niederschlagsmengen 
schadlos abzuführen, sind Änderungen an der Kanalisation in der 
Carl-Friedrich-Gauss-Straße sowie an einem östlich gelegenen 
Entwässerungsgraben vorgesehen. Mit dem Gutachten „Entwäs-
serung zur Erweiterung einer Lagerhalle im Gewerbepark Die-
prahm“ (IfT, Jan 2019), welches Bestandteil der Antragsunterla-
gen war, wurde ein entsprechender hydraulischer Nachweis vor-
gelegt.
Da nachteilige Auswirkungen auf die Einleitung in den Parsickgra-
ben somit nicht zu befürchten waren, habe ich mit Stellungnahme 
vom 20.08.2019 – Az.:601/117/19- mitgeteilt, dass aus Sicht der 
Wasserwirtschaft keine grundsätzlichen Bedenken bestehen. Die 

Ein Hinweis bzw. eine Festsetzung zur Vorbehandlung des
Niederschlagswassers wurde nach dem Verfahren gem. § 4
Abs. 2 BauGB als nicht notwendig angesehen. In dem zu-
grundeliegenden  rechtskräftigen  Bebauungsplan  ist  keine
Behandlung des Niederschlagswassers vorgesehen, da nur
Betriebe mit einem geringen Gefährdungspotential vorhan-
den sind und das Graben- und Teichsystem nicht nur der
Rückhaltung  sondern  auch  der  Reinigung  des  Nieder-
schlagswassers dient. Eine entsprechende Vorgabe für eine
Teilfläche der Betriebsfläche der UFP GmbH würde zu einer
Ungleichbehandlung  innerhalb  des  Gewerbeparks  führen
und zudem unterschiedliche Anforderungen an die Nieder-
schlagsentwässerung  für  die  beiden  Teilflächen  der  UFP
GmbH stellen. Eine Gefährdung des Oberflächenwassers in
dem Graben- und Teichsystem ist auch bei einer Verände-
rung der  Betriebsstruktur  ausgeschlossen,  da im Rahmen
der  Genehmigungsverfahren  Maßnahmen  zur  Vorklärung
des von den privaten Verkehrsflächen abfließenden Nieder-
schlagswassers vorgesehen werden können.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Der  Nachweis  der  schadlosen  Abführung  des  Nieder-
schlagswassers wurde durch das Gutachten „Entwässerung
zur  Erweiterung  einer  Lagerhalle  im  Gewerbepark  Die-
prahm“ (IfT, Jan 2019) geführt.

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Wie in dem Abwägungsvorschlag zu dieser Stellungnahme
vorhergehend begründet, wird ein Hinweis bzw. eine Fest-
setzung zur Vorbehandlung des Niederschlagswassers als

19



Anforderungen an die Niederschlagswasserbeseitigung sollten je-
doch als textliche Festsetzung und nicht lediglich als Hinweis Be-
standteil des Bebauungsplanes werden.

In den mir nun vorliegenden Antragsunterlagen zur öffentlichen 
Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB hat die Stadt Kamp-Lintfort - 
ohne in der Begründung zum Bebauungsplan darauf hinzuweisen 
- den Passus zur Regenwasserbehandlung vollständig herausge-
nommen. Eine Begründung findet sich lediglich in der Abwägung. 
Demnach wird ein Hinweis bzw. eine Festsetzung zur Vorbehand-
lung des Niederschlagswassers als nicht (mehr) notwendig ange-
sehen. Zu den Ausführungen der Abwägung der Stadt Kamp-Lint-
fort ist aus wasserwirtschaftlicher Sicht folgendes anzumerken: 
Das anfallende Niederschlagswasser der Hof- und Verkehrsflä-
chen im Gewerbepark Dieprahm ist aus wasserwirtschaftlicher 
Sicht behandlungsbedürftig.

Der Niederschlagswasserabfluss der privaten (Betriebs-)Flächen 
im Gewerbepark Dieprahm wird gemäß Anlage 1 zum Trenner-
lass (Anforderungen an die Niederschlagsentwässerung im 
Trennverfahren RdErl. d. Ministeriums für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz - IV-9 031 001 
2104 – v. 26.5.2004) mindestens als schwach belastetes ( = ge-
ring verschmutztes ) Niederschlagswasser (Kategorie II der Anla-
ge 1) eingestuft und bedarf gem. Kap. 2.2 grundsätzlich einer Be-
handlung entsprechend den Vorgaben in Kap. 3 und der Tabelle 
in Anlage 2 des Erlasses. 

Da das anfallende Niederschlagswasser als behandlungsbedürftig
einzustufen ist, kann aus hiesiger Sicht von der – ursprünglich 
durch die Stadt Kamp-Lintfort vorgesehenen – zentralen Behand-
lung des auf den privaten Flächen anfallenden Niederschlagswas-

nicht notwendig angesehen. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Wie in dem Abwägungsvorschlag zu dieser Stellungnahme
vorhergehend begründet, wird wie bei dem bestehenden Be-
trieb nur Betriebe mit einem geringen Gefährdungspotential
vorhanden sind und das Graben- und Teichsystem nicht nur
der Rückhaltung sondern auch der Reinigung des Nieder-
schlagswassers dient.

Die Stellungnahme wird zu Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Der geforderte Nachweis der bestimmungsgemäßen Funkti-
on und ausreichenden Leistungsfähigkeit des vorhandenen 
Regenklärbeckens wurde durch das Ingenieurbüro IfT er-
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sers abgesehen werden, wenn dem vorhanden Regenklärbecken 
Technologiepark Dieprahm durch gutachterliche Stellungnahme 

• die bestimmungsgemäße Funktion sowie
• für die angeschlossenen Flächen aus dem Geltungsbe-

reich der 1. Änderung des vorhabenbezogenen. B-Planes
GES 118 eine ausreichende Reinigungsleistung 

bescheinigt werden kann. Gem. Kap. 3.2 des o.g. Erlasses ist 
eine Behandlung mit ständig gefüllten Regenklärbecken im Dau-
erstau möglich.

bracht. Eine Vorbehandlung des Niederschlagswassers von 
den privaten Flächen ist nicht erforderlich. Weitere Frage-
stellungen, die sich im Zusammenhang mit der Entwässe-
rungssituation im Gewerbepark Dieprahm seitens des Krei-
ses Wesel aktuell ergeben haben, werden außerhalb des 
Bebauungsplanverfahrens geklärt.

3a Bezirksregierung 
Düsseldorf
Schreiben vom 
23.11.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Hinsichtlich der Belange des Verkehrs (Dez. 25) ergeht folgende
Stellungnahme:
Die Belange des Dezernates sind nicht berührt.

Hinsichtlich der Belange des Luftverkehrs (Dez. 26) ergeht folgen-
de Stellungnahme:
Belange des zivilen Luftverkehrs sind durch o.g. Planungen nicht
betroffen.
Hinsichtlich der Belange der ländlichen Entwicklung und Boden-
ordnung (Dez. 33) ergeht folgende Stellungnahme:
Aus Sicht der von Dezernat 33 zu vertretenden Belange bestehen
keine Bedenken gegen die Planung.

Hinsichtlich der Belange der Denkmalangelegenheiten (Dez. 35)
ergeht folgende Stellungnahme:
Gegen die o.g. Planung bestehen aus meiner Sicht keine Beden-
ken, da sich im Planungsgebiet meines Wissens keine Bau- oder
Bodendenkmäler befinden, die im Eigentum oder Nutzungsrecht
des Landes oder Bundes stehen.

Zur Wahrung sämtlicher denkmalrechtlicher Belange empfehle ich
-falls nicht bereits geschehen- den LVR -Amt für Denkmalpflege
im Rheinland-, Pulheim und den LVR -Amt für Bodendenkmalpfle-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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ge im Rheinland-, Bonn, sowie die zuständige kommunale Untere
Denkmalbehörde zu beteiligen.

Hinsichtlich  der  Belange  des  Landschafls-  und  Naturschutzes
(Dez. 51) ergeht folgende Stellungnahme:
Nach Prüfung der von der Stadt Kamp-Lintfort zur Verfügung ge-
stellten Unterlagen komme ich zu dem Ergebnis, dass keine Flä-
che mit einer ordnungsbehördlichen Verordnung bzw. einstweili-
gen Sicherstellung der Bezirksregierung Düsseldorf betroffen ist.
Durch die kommunale Selbstverwaltung ist der Kreis Wesel als
Untere Naturschutzbehörde weiterhin zu beteiligen.

Hinsichtlich der Belange der Abfallwirtschaft (Dez. 52) ergeht fol-
gende Stellungnahme:
Es bestehen keine Einwände gegen das geplante Vorhaben. Be-
zugnehmend  auf  die  Abfallablagerung  sind  keine  negativen
Wechselwirkungen  zwischen  dem  Deponie-  betrieb  und  Pla-
nungsersuchen zum Bau von Lagerhallen zu erwarten.

Hinsichtlich der Belange des lmmissionsschutzes, Land-use plan-
ning (Dez. 53.1 LUP) ergeht folgende Stellungnahme:
Die Firma UFP GmbH betreibt in dem Gewerbepark Dieprahm ein
Handelsunternehmen  für  Druckerzubehör  und  Speichermedien.
Die  Firma  beabsichtigt  die  vorhandenen  Betriebsgebäude  um
zwei Hallen zu erweitern. Ziel der Bauleitplanverfahren ist es, die
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die geplante Betriebser-
weiterung zu schaffen (eingeschränktes Gewerbegebiet). Gegen
die  gegenständlichen  Bauleitplanverfahren  bestehen  nach  Prü-
fung der immissionsschutzrechtlichen Belange im Zuständigkeits-
bereich des Dezernats 53.1 Themenschwerpunkt „land-use plan-
ning“ (Überwachung der Ansiedlung im Sinne des § 50 BImSchG
bzw. des Art. 13 der Seveso-lll-Richtlinie) keine Bedenken.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die Untere Naturschutzbehörde bei dem Kreis Wesel wurde
beteiligt (vgl. lfd. Nr. 2a / 2b / 2c).

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Hinsichtlich der Belange des Gewässerschutzes (Dez. 54) ergeht
folgende Stellungnahme zu ÜSG:
Das Plangebiet befindet sich in den Risikogebieten des Rheins,
die  bei  einem  Versagen  oder  Überströmen  von  Hochwasser-
schutzeinrichtungen  überschwemmt  werden  können.  Zum
05.01.2018  sind  geänderte  Anforderungen  für  Risikogebiete  im
WHG und BauGB in Kraft getreten.
Risikogebiete im Sinne des § 78b Abs. 1 WHG sind gemäß § 5
Abs. 4a BauGB im Flächennutzungsplan und gemäß § 9 Abs. 6a
BauGB im Bebauungsplan nachrichtlich zu übernehmen. Als „Ri-
sikogebiet“ ist dabei das bei einem seltenen bzw. extremen Hoch-
wasserereignis (HQextrem) überflutete Gebiet darzustellen. Dies
ist den eingereichten Unterlagen nicht zu entnehmen. In der textli-
chen Erläuterung der Legende sollte ergänzend darauf hingewie-
sen werden, dass Teile  des Plangebiets  auch schon ab einem
häufigen Hochwasser (HQ10) betroffen sein könnten.
Eine Berücksichtigung der Belange Hochwasserschutz und Hoch-
wasservorsorge  ist  in  Bauleitplänen  gemäß §  1  Abs.  6  Nr.  12
BauGB  vorzunehmen.  Gemäß  §  78b  WHG  sind  die  Belange
Hochwasserschutz  und  Hochwasservorsorge,  insbesondere  der
Schutz von Leben und Gesundheit sowie die Vermeidung erhebli-
cher Sachschäden, in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu
berücksichtigen.  Dies  ist  den  Begründungen  zum  Flächennut-
zungsplan und zum Bebauungsplan nicht zu entnehmen.

Hinweis:
Diese Stellungnahme erfolgt im Zuge der Beteiligung der Bezirks-
regierung Düsseldorf als Träger öffentlicher Belange.
Insofern wurden lediglich diejenigen Fachdezernate beteiligt, de-
nen diese Funktion im vorliegenden Verfahren obliegt. Andere De-
zernate/Sachgebiete haben die von Ihnen vorgelegten Unterlagen

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die Hochwassergefahrensituation wurde im Kap. 20 der Be-
gründung sowie in Kapitel 1.3 des Umweltberichts berück-
sichtigt.  Ebenso ist die Hochwassergefahr auf der Karte 2
des Umweltberichts (Wert- und Funktionselemente / Konflik-
te) vermerkt. In den Bebauungsplan wurde daher folgende
nachrichtliche  Übernahme aufgenommen:  „Das Plangebiet
befindet sich in den Risikogebieten im Sinne des § 78b Abs.
1 WHG des Rheins, die bei einem Versagen oder Überströ-
men  von  Hochwasserschutzeinrichtungen  überschwemmt
werden können. Weitere Informationen sind den Hochwas-
sergefahren- und Hochwasserrisikokarten der Bezirksregie-
rung Düsseldorf zu entnehmen: www.flussgebiete.nrw.de.“ 

Die Stellungnahme wir zur Kenntnis genommen.
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daher nicht geprüft.
Dies kann dazu führen, dass von mir z.B. in späteren Genehmi-
gungs-  oder  Antragsverfahren  auch  (Rechts-)Verstöße  geltend
gemacht werden können, die in diesem Schreiben keine Erwäh-
nung finden.

3b Bezirksregierung 
Düsseldorf
Schreiben vom  
15.08.2019
§ 4 Abs. 2 BauGB

Im Rahmen des o.g. Verfahrens haben Sie mich beteiligt und um 
Stellungnahme gebeten.

Hinsichtlich der Belange des Verkehrs (Dez. 25) ergeht folgende 
Stellungnahme:
Die Belange des Dezernates sind nicht berührt.

Hinsichtlich der Belange des Luftverkehrs (Dez. 26) ergeht folgen-
de Stellungnahme:
Die Belange des Dezernates sind weiterhin nicht betroffen.

Hinsichtlich der Belange der ländlichen Entwicklung und Boden-
ordnung (Dez. 33) ergeht folgende Stellungnahme:
Es bestehen seitens des Dezernates keine Bedenken gegen die 
Planung.

Hinsichtlich der Belange der Denkmalangelegenheiten (Dez. 35.4)
ergeht folgende Stellungnahme:
Es bestehen seitens des Dezernates keine Bedenken gegen die 
Planung.

Hinsichtlich der Belange des Landschafts- und Naturschutzes 
(Dez. 51) ergeht folgende Stellungnahme:
Von der Planung ist keine ordnungsbehördliche Verordnung oder 
einstweilige Sicherstellung der Bezirksregierung als höhere Natur-
schutzbehörde betroffen. Die Belange des Dezernates sind nicht 
berührt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

24



Bezüglich weiterer naturschutzrechtlich einzubringender Belange 
im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange ist der
Kreis Wesel als untere Naturschutzbehörde zuständig.

Hinsichtlich der Belange der Abfallwirtschaft (Dez. 52) ergeht fol-
gende Stellungnahme:
Es bestehen seitens des Dezernates keine Bedenken gegen die 
Planung.

Hinsichtlich der Belange des Immissionsschutzes (Dez. 53) ergeht
folgende Stellungnahme:
Gegen die obenstehenden Bauleitplanverfahren bestehen weiter-
hin keine Bedenken. Ich verweise in diesem Zusammenhang auf 
meine im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung nach § 4(1) BauGB
abgegebenen Stellungnahme vom 23.11.2018.

Hinsichtlich der Belange des Gewässerschutzes (Dez. 54) ergeht 
folgende Stellungnahme:
Da die Themen Risikogebiete und ÜSG in den eingereichten Un-
terlagen in ausreichender Form berücksichtigt sind, melde ich für 
das Sachgebiet HWRM/ÜSG Fehlanzeige.

Hinweis:
Diese Stellungnahme erfolgt im Zuge der Beteiligung der Bezirks-
regierung Düsseldorf als Träger öffentlicher Belange.
Insofern wurden lediglich diejenigen Fachdezernate beteiligt, de-
nen diese Funktion im vorliegenden Verfahren obliegt. Andere De-
zernate/Sachgebiete haben die von Ihnen vorgelegten Unterlagen
daher nicht geprüft.
Dies kann dazu führen, dass von mir z.B. in späteren Genehmi-
gungs- oder Antragsverfahren auch (Rechts-)Verstöße geltend 
gemacht werden können, die in diesem Schreiben keine Erwäh-

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die Untere Naturschutzbehörde bei dem Kreis Wesel wurde
beteiligt (vgl. lfd. Nr. 1a / 1b / 1c).

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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nung finden.

4a Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst (KBD) / 
Luftbildauswertung
Schreiben vom 
24.10.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Luftbilder aus den Jahren 1939 - 1945 und andere historische Un-
terlagen liefern Hinweise auf vermehrte Bodenkampfhandlungen.
Ich empfehle eine Überprüfung der zu überbauenden Fläche auf
Kampfmittel  im  ausgewiesenen  Bereich  der  beigefügten  Karte.
Die Beauftragung der Überprüfung erfolgt über das Formular An-
trag auf  Kampfmitteluntersuchung auf  unserer Internetseite. So-
fern es nach 1945 Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf
das Geländeniveau von 1945 abzuschieben. Zur Festlegung des
abzuschiebenden  Bereichs  und  der  weiteren  Vorgehensweise
wird um Terminabsprache für einen Ortstermin gebeten. Verwen-
den Sie dazu ebenfalls das Formular Antrag auf Kampfmittelunter-
suchung. Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Be-
lastungen wie  Rammarbeiten,  Pfahlgründungen,  Verbauarbeiten
etc. empfehle ich zusätzlich eine Sicherheitsdetektion. Beachten
Sie in diesem Fall auf unserer Internetseite das Merkblatt für Bau-
grundeingriffe.
Weitere Informationen finden Sie auf unserer Internetseite.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Folgender Hinweis wurde in den Bebauungsplan und in Ka-
pitel 16 des Bebauungsplans aufgenommen:
Der  Kampfmittelbeseitigungsdienst  der  Bezirksregierung
Düsseldorf  hat  folgende  Hinweise  zu  ggf.  vorhandenen
Kampfmitteln gegeben: „Der Kampfmittelbeseitigungsdienst
der Bezirksregierung Düsseldorf hat folgende Hinweise zu
ggf. vorhandenen Kampfmitteln gegeben: Luftbilder aus den
Jahren 1939 - 1945 und andere historische Unterlagen lie-
fern  Hinweise  auf  vermehrte  Bodenkampfhandlungen.  Es
wird  eine  Überprüfung  der  zu  überbauenden  Fläche  auf
Kampfmittel  im  Geltungsbereich  des  Bebauungsplanes
empfohlen.  Die  Beantragung  dieser  Überprüfung  erfolgt
über  das  Formular  „Antrag  auf  Kampfmitteluntersuchung“
auf  der Internetseite des KBD. Sofern es nach 1945 Auf-
schüttungen gegeben hat, sind diese bis auf das Geländeni-
veau  von  1945  abzuschieben.  Zur  Festlegung  des  abzu-
schiebenden  Bereichs  und  der  weiteren  Vorgehensweise
wird  um  Terminabsprache  für  einen  Ortstermin  gebeten.
Hierzu ist ebenfalls das Formular Antrag auf Kampfmittelun-
tersuchung zu verwenden. Erfolgen Erdarbeiten mit erhebli-
chen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahl-
gründungen,  Verbauarbeiten  etc.  wird  zusätzlich  eine  Si-
cherheitsdetektion empfohlen. In diesem Fall ist das „Merk-
blatt für Baugrundeingriffe“ auf der Internetseite des KBD zu
beachten. Weitere Informationen sind auf folgender Internet-
seite  zu finden:  www.brd.nrw.de/ordnung_gefahrenabwehr/
kampfmittelbeseitigung/index.jsp. “

4b Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst (KBD)

Der Kampfmittelbeseitigungsdienst  der Bezirksregierung Düssel-
dorf teilt mit, dass seine Stellungnahme im Rahmen der frühzeiti-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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E-Mail vom 
18.07.2019
§ 4 Abs. 2 BauGB

gen Beteiligung vom 24.10.2018 weiterhin Bestand hat, da sich
der zu untersuchende Planbereich nicht geändert hat. 

5a Stadt Neukirchen-
Vluyn
Schreiben vom 
13.08.2019
§ 4 Abs. 2 BauGB

Aus Sicht der Stadt Neukirchen-Vluyn bestehen gegen den o. g.
Bebauungsplan keine Bedenken.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

5b Stadt Neukirchen-
Vluyn
Schreiben vom 
14.10.2019
§ 3 Abs. 2 BauGB

Aus Sicht der Stadt Neukirchen-Vluyn bestehen gegen die o. g.
Bauleitpläne keine Bedenken.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

6a Landesbetrieb Stra-
ßen NRW
E-Mail vom 
10.07.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB  im 
Rahmen des Scoping

Die Belange der von hier betreuten Straßen L 478 und B 528 wer-
den  durch  Ihre  Planung  berührt.  Der  Kreuzungsbereich  der  L
478 / B 528 erhält durch die geplante Maßnahme eine Verkehrs-
zunahme. Probleme werden insbesondere am Knotenpunkt L 478
/ B 528 gesehen, da sich dieser bereits an der Grenze der Leis-
tungsfähigkeit  befindet.  Im  Zuge  der  Landesgartenschau  sind
schon Maßnahmen zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit geplant. 
Der Nachweis sollte mit einem Verkehrsgutachten (in welchem die
Zusatzverkehre ermittelt  werden)  mit  dem Prognosehorizont  für
das Jahr 2030 geführt werden und dabei ebenfalls die Verkehrs-
zählung  von  2015 berücksichtigen.  Für  die  Prognose  kann die
Bundesweite  Verkehrsverflechtungsprognose  2030  als  Tendenz
genutzt  werden.  Eine  Zustimmung ist  Abhängig  vom Nachweis
der Leistungsfähigkeit  der  umliegenden Knotenpunkte und dem
Ausschluss des Rückstaus auf die angeschlossene Bundesauto-
bahn. Dies ist auch durch den Vergleich des erforderlichen und
vorhandenen Rückstauraumes darzulegen.  Die  zur  Gewährleis-

Der Stellungnahme wird gefolgt.
In der Begründung Kapitel 6.2 wird die verkehrliche Erschlie-
ßung des Plangebiets erläutert.  Auf Grundlage der letzten
Verkehrserhebung im Rahmen des Verkehrsgutachtens zur
Landesgartenschau wurde für die Einmündung Max-Planck-
Straße/Friedrich-Heinrich-Allee kein Handlungsbedarf ermit-
telt. Durch die Errichtung einer Lichtsignalanlage an der Ein-
mündung Bendsteg / Friedrich-Heinrich-Allee, die geplante
Verlängerung der Linksabbiegespur zur B 528  und die mit-
telfristig geplante Fortführung der B 528 ist mit einer weite-
ren Entspannung auf  der  Friedrich-Heinrich-Allee zu rech-
nen. Durch die Betriebserweiterung wird zudem nicht mit ei-
ner Steigerung des Güterverkehrs gerechnet,  da aufgrund
der besseren Auslastung der bereits eingesetzten Fahrzeu-
ge  zusätzlicher  gewerblicher  Verkehr  vermieden  wird.  Es
wird aber zu einer Steigerung des Mitarbeiterverkehrs kom-
men. Durch die unterschiedlichen Tätigkeiten der neuen Mit-
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tung der Leistungsfähigkeit erforderlichen baulichen Maßnahmen
werden nach  dem Veranlasserprinzip  bzw.  gemäß Bundesfern-
straßengesetz von der Stadt getragen. Mehrflächen, die später in
die Baulast des Landesbetriebs Straßenbau übergehen, sind au-
ßerdem für die Unterhaltung, in Form der Zahlung einer einmali-
gen Summe abzulösen. 

Die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs darf nicht beeinträch-
tigt werden. Gegenüber der Straßenbauverwaltung können weder
jetzt  noch zukünftig  aus dieser  Planung Ansprüche auf  aktiven
und/oder passiven Lärmschutz oder ggfls. erforderlich werdende
Maßnahmen  bzgl.  der  Schadstoffausbreitung  geltend  gemacht
werden. Für Hochbauten weise ich auf das Problem der Lärm-Re-
flexion hin. 

arbeiter werden diese den Betrieb aber zeitversetzt zum Teil
außerhalb der Stoßzeiten anfahren. In der Gesamtschau rei-
chen  die  derzeit  vorgesehenen  Maßnahmen entlang  der
Friedrich-Heinrich-Allee  zur  Leistungssteigerung  aus,  so-
dass es zu keiner signifikanten Verschlechterung der Ver-
kehrssituation  an  der  Einmündung  Max-Planck-Straße
kommt.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Der Planbereich wird durch eine innerstädtische Straße er-
schlossen. 

6b Landesbetrieb Stra-
ßen NRW
E-Mail vom 
29.10.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Die Belange der von hier betreuten Straße L 476 und B 528 wer-
den durch Ihre Planung berührt.  Unter Beachtung der Stellung-
nahme zum Bauleitplanverfahren vom 10.7.2018 bestehen keine
grundsätzlichen Bedenken.

Die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs darf nicht beeinträch-
tig werden. Gegenüber der Straßenbauverwaltung können weder
jetzt  noch zukünftig  aus dieser  Planung Ansprüche auf  aktiven
und/oder passiven Lärmschutz oder ggfls. erforderlich werdende
Maßnahmen  bzgl.  der  Schadstoffausbreitung  geltend  gemacht
werden. Für Hochbauten weise ich auf das Problem der Lärm-Re-
flexion hin. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Der Planbereich wird durch eine innerstädtische Straße er-
schlossen. 

6c Landesbetrieb Stra-
ßen NRW
E-Mail vom 
26.07.2019

Die Belange der von hier betreuten Straße L 476 und B 528 wer-
den durch Ihre Planung berührt. Unter Beachtung der Stellung-
nahme zum Bauleitplanverfahren vom 10.7.2018 bestehen keine 
grundsätzlichen Bedenken.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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§ 4 Abs. 2 BauGB 
Die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs darf nicht beeinträch-
tig werden. Gegenüber der Straßenbauverwaltung können weder 
jetzt noch zukünftig aus dieser Planung Ansprüche auf aktiven 
und/oder passiven Lärmschutz oder ggfls. Erforderlich werdende 
Maßnahmen bzgl. der Schadstoffausbreitung geltend gemacht 
werden. Für Hochbauten weise ich auf das Problem der Lärm-Re-
flexion hin.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Der Planbereich wird durch eine innerstädtische Straße er-
schlossen. 

7 Feuerwehr
Schreiben vom 
13.05.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB im 
Rahmen des Scoping

Aus Sicht der Feuerwehr sind folgende Punkte - vorbehaltlich des
Baugenehmigungsverfahrens - anzumerken:

1. Für die objektbezogene Löschwassenversorgung werden
Überflurhydranten auf dem Gelände erforderlich werden.
Im Bereich dieser müssen an der Feuerwehrumfahrt ent-
sprechende Stellplätze gemäß BauO NRW für Fahrzeuge
der  Feuerwehr  errichtet  werden,  damit  die  eigentliche
Feuerwehrumfahrt freigehalten wird.

2. Der  erforderliche  objektbezogene  Löschwasserbedarf
wird durch die Brandschutzdienststelle des Kreises Wesel
festgelegt. Die Stadtwerke Kamp-Lintfort sind zwecks Ab-
stimmung zu  Dimension,  Verfügbarkeit  und  Ausführung
zu beteiligen.

3. Die Feuerwehrumfahrt muss für die Feuerwehr gewaltfrei
nutzbar sein. D. h. sofern eine Einfriedung erfolgt, kann
die  Schließung  über  den  Hauptschlüssel  sichergestellt
werden, welcher im Feuerwehr-Schlüsseldepot hinterlegt
ist.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Der abwehrende Brandschutz ist in den Hinweisen des Be-
bauungsplans aufgenommen worden. In den Hinweisen wird
auf die Anordnung der Hydranten gemäß „Regelwerk-  Ar-
beitsblatt“ W 331 und eine Feuerwehrumfahrt gemäß BauO
NRW hingewiesen. 

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Der abwehrende Brandschutz ist in den Hinweisen des Be-
bauungsplans aufgenommen worden. In den Hinweisen wird
auf die erforderliche Löschwassermenge eingegangen: „Zur
Sicherstellung der Löschwasserversorgung ist gem. Indus-
triebaurichtlinie Ziffer 5.1 für eine Löschzeit von 2 Stunden
eine Löschwassermenge von  mindestens 192 m³/h (3.200 l/
min) bei Abschnittsflächen mehr als 4.000 m² sicher zu stel-
len.“  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Entsprechende Regelungen sind nicht Gegenstand des Be-
bauungsplans und werden im weiteren Verfahren (Baugen-
ehmigung) berücksichtigt.
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4. Für den gewaltfreien Zugang zum Objekt müssen zusätz-
liche  Objektschlüssel  im Feuerwehr-Schlüsseldepot  hin-
terlegt werden. Darin muss die Einzelüberwachung jedes
Schlüssels gegeben sein. Möglichkeiten der technischen
Ausführung können mit einer Errichterfirma für Brandmel-
deanlagen besprochen werden. Die Abstimmung mit der
Feuerwehr ist erforderlich.

5. Auf der Südseite des Gebäudes ist für die Feuerwehr von
der öffentlichen Verkehrsfläche aus (Carl-Friedrich-Gauß-
Straße)  eine  Zufahrt  zum Gebäude  incl.  Stellfläche  zu
schaffen. Diese dient der Zugänglichkeit der Gebäudeteile
(Brandabschnitte).  Details  richten  sich  nach  der  BauO
NRW.

6. Für die voraussichtliche Erweiterung der Brandmeldeanla-
ge sind die technischen Aufschaltbedingungen der Feuer-
wehr Kamp-Lintfort anzuwenden. Daraus wird u. a. herzu-
leiten sein, dass aufgrund der Gesamtgröße des Objektes
ein  Brandmeldetableau  erforderlich  sein  wird.  Ebenso
wird  eine  Funkausleuchtung  durchgeführt  werden  müs-
sen, um die Notwendigkeit einer Gebäudefunkanlage be-
werten zu können.

7. Um die Beteiligung der Feuerwehr im Rahmen des Bau-
genehmigungsverfahrens wird gebeten.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Entsprechende Regelungen sind nicht Gegenstand des Be-
bauungsplans und werden im weiteren Verfahren (Baugen-
ehmigung) berücksichtigt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Entsprechende Regelungen sind nicht Gegenstand des Be-
bauungsplans und werden im weiteren Verfahren (Baugen-
ehmigung) berücksichtigt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
Entsprechende Regelungen sind nicht Gegenstand des Be-
bauungsplans und werden im weiteren Verfahren (Baugen-
ehmigung) berücksichtigt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

8a Landesbetrieb Wald 
und Holz NRW
Schreiben vom 
02.07.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB im 
Rahmen des Scoping

Zur  Festlegung  des  Untersuchungsumfangs  und  den  -Inhalten
möchte ich jedoch folgenden Hinweis geben: Bei der Kartierung
der Biotoptypen wird üblicherweise die Kartieranleitung des LA-
NUVs  herangezogen.  In  dieser  lautet  die  Definition  für  Wälder
„Flächenhafte Baumbestände über 1 ha Größe. Bei im Wald gele-
genen Flächen kann diese Flächengröße auch unterschritten wer-

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Im Umweltbericht werden die Gehölzflächen im Kap. 2.1.2 in
einem separaten Kapitel Wald berücksichtigt. Aufgrund der
Festsetzungen des rechtswirksamen Bebauungsplans wer-
den die Eingriffe in die Gehölzfläche auf der Gewerbefläche
nicht  bilanziert,  da  die  Fläche  für  gewerbliche  Nutzungen
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den. Bei isolierten Waldflächen innerhalb anderer Nutzungen soll-
te die schmalste Breite 50 m nicht unterschreiten. Gehölzbestän-
de kleiner als 1 ha oder überwiegend schmaler als 50 m werden
als Kleingehölze (B) erfasst.“ Entgegen dieser Auslegung definiert
§ 2 Abs. 1 Bundeswaldgesetz Wald im Sinne des Gesetzes als
jede  mit  Forstpflanzen  bestockte  Grundfläche.  Darüber  hinaus
gelten gemäß Satz 2 weitere Flächen, wie z.B. kahlgeschlagene
oder verlichtete Grundflächen oder Waldwege als Wald. Gemäß §
1 Abs. 1 Landesforstgesetz NRW gelten auch Wallhecken und mit
Forstpflanzen bestandene Windschutzstreifen und Windschutzan-
lagen als Wald. Bezüglich der Mindestgröße der Grundfläche äu-
ßert sich die Rechtsprechung und Kommentierung zum Waldrecht
wie folgt: erst wenn die von Bäumen bestockte Fläche so groß ist,
dass sich ein besonderes Waldklima einstellt,  welches sich von
dem der angrenzenden Freifläche durch veränderte Licht-, Wär-
me-, Feuchtigkeits- und Windverhältnisse unterscheidet, sind die
Voraussetzungen  für  die  Begriffsbestimmung  „Wald“  erfüllt.  Je
nach Lage des Einzelfalls und des optischen Eindrucks kann be-
reits ab einer Flächengröße von ca. 400 m² Waldeigenschaft ge-
geben sein. Ich bitte dies bei der Bestandserfassung im Rahmen
des Umweltgutachtens zu berücksichtigen.

vorgesehen ist. 
Als externe Kompensationsmaßnahme für das verbleibende
Defizit aufgrund der 1. Änderung des Bebauungsplans GES
118 ist  eine Gehölzanpflanzung am Ortsrand vorgesehen.
Diese wird im Kapitel 2.1.3 des Umweltberichts näher be-
schrieben.

8b Landesbetrieb Wald 
und Holz NRW
Schreiben vom 
31.10.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Die ca. 0,75 ha große, im anliegenden Kartenausschnitt gekenn-
zeichnete  Fläche  ist  u.a:  mit  Vogelkirsche,  Walnuss,  Roteiche,
Feldahorn, Pappel, Salweide, Stieleiche, Buche und Hainbuche,
Stangenholz bis geringes Baumholz sowie Hartriegel, Schwarzer
Holunder, Schlehe, Weißdorn und Brombeere bestockt. Teilberei-
che sind überwiegend mit Sträuchern oder lückig bestockt.
Die Fläche dient als Rückzugsraum für an Gehölze gebundene
Tierarten; am 31.10.18 wurde ein Grünspecht auf der Fläche an-
getroffen. Gemäß § 2 Abs. 1 Bundeswaldgesetz ist Wald im Sinne
dieses Gesetzes jede mit  Forstpflanzen bestockte  Grundfläche.
Aufgrund ihrer Größe stellt sich auf der gekennzeichneten Fläche

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
In dem rechtskräftigen Bebauungsplan GES 118 „ Gewerbe-
gebiet Gestfeld-Süd –  Gewerbepark Dieprahm“ ist die Flä-
che als Gewerbegebiet sowie teilweise als Grünfläche fest-
gesetzt. Aufgrund natürlicher Sukzession haben sich auf der
als Gewerbegebiet ausgewiesenen Flächen Gehölze ausge-
breitet, die in der Bestandserfassung im Rahmen der Um-
weltprüfung berücksichtigt  werden. In dem Kap. 2.1.2 des
Umweltberichts wird die Fläche daher als Gehölzfläche be-
rücksichtigt.  Die  Bedeutung  für  den  Artenschutz  wurde  in
der Artenschutzprüfung (1. Stufe) sowie in dem Kap. 2.1.2
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auch ein besonderes Waldklima ein, welches sich von dem der
angrenzenden  Freifläche  durch  veränderte  Licht-,  Wärme-,
Feuchtigkeits- und Windverhältnisse unterscheidet. Die Fläche ist
daher als Wald im Sinne des Gesetzes zu qualifizieren. Die Wald-
eigenschaft hat sich in den letzten ca. 15 Jahren auf der Fläche
nach und nach eingestellt. Aus forstbehördlicher Sicht sollte die
Waldfläche als solche erhalten und der natürlichen Entwicklung
überlassen werden. Andererseits ist die Waldfläche im bestands-
kräftigen Bebauungsplan nicht als Wald dargestellt. 

Gemäß § 43 (1) a) Landesforstgesetz NRW ist für die Inanspruch-
nahme der Waldfläche daher auch keine Waldumwandlungsge-
nehmigung erforderlich.

Sofern meinem Vorschlag - die Waldfläche zu erhalten - nicht ge-
folgt wird, halte ich es für erforderlich, die sich ggf. aus der Erstel-
lung  des  Umweltberichtes  ergebenden Ausgleichs-  und  Ersatz-
maßnahmen als Neuanlage von Wald zu erbringen

des Umweltberichts berücksichtigt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Für die im rechtskräftigen Bebauungsplan GES 118 „ Ge-
werbegebiet  Gestfeld-Süd –   Gewerbepark  Dieprahm“ als
Gewerbegebiet festgesetzten Flächen ist entsprechend § 1a
(3) BauGB keine Kompensation erforderlich. Die außerhalb
der überbaubaren Flächen liegenden  Gehölzfläche werden
durch die Festsetzung von Flächen mit Bindungen für Be-
pflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern  gesi-
chert. Die aufgrund der Planung notwendige Kompensation
wird durch die Anlage eines Gehölzstreifens als Ortsrand-
eingrünung erbracht (vgl. Kap. 2.1.3 des Umweltberichts). 

8c Landesbetrieb Wald 
und Holz NRW
Schreiben vom 
22.07.2019
§ 4 Abs. 2 BauGB

Entsprechend der Abwägungstabelle habe ich mich mit Stellung-
nahme vom 31.10.2018 zum Vorhaben wie folgt geäußert:
aus forstbehördlicher Sicht bestehen zum o. a. Vorhaben keine
Bedenken. Das ist nicht korrekt. Eine Kopie meiner Stellungnah-
me vom 31.10.2018 füge ich diesem Schreiben der Vollständigkeit
halber bei.

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Für die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öf-
fentliche Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB wurde fehlerhaf-
terweise die Stellungnahme aus dem Verfahren zur 28. Än-
derung des  Flächennutzungsplans übernommen. Die Stel-
lungnahme vom 31.10.2018 wurde in der Abwägungstabelle
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Auf S. 26 des Umweltberichtes wird ausgeführt:
Nach § 1a BauGB sollen landwirtschaftlich, als Wald genutzte Flä-
chen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Da entspre-
chende Flächen im Geltungsbereich nicht vorhanden sind, ...
Ich weise daher nochmals darauf hin, dass innerhalb des Planbe-
reiches eine 0,75 ha große Laubwaldfläche stockt, die durch das
Vorhaben in Anspruch genommen wird!

Wegen der zahlreichen Funktionen die Waldflächen generell und
im speziellen  erfüllen  (z.B.  Lebensraumfunktion,  Ausgleichende
Wirkung auf das Lokalklima, Bindung von CO2) hatte ich ange-
regt, die Waldfläche zu erhalten und der natürlichen Entwicklung
zu  überlassen.  Dieser  Anregung  folgt  der  vorliegende  Entwurf
nicht. 

Weil  die  Waldfläche  im bestandskräftigen  Bebauungsplan  nicht
als Wald dargestellt ist, bedarf es gemäß § 43 (1) a) Landesforst-
gesetz NRW für die lnanspruchnahme derselben keiner Waldum-
wandlungsgenehmigung. 

Aus forstbehördlicher Sicht rege ich jedoch an:
1. die im Planentwurf derzeit als „GE“ überlagert durch „Flä-

che für Bepflanzung und für die Erhaltung von Bäumen
und Sträuchern"  ausgewiesene Fläche als  Wald herzu-
richten und mit dem Planzeichen Wald darzustellen.

ersetzt (vgl. lfd. Nr. 8b).

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
In dem rechtskräftigen Bebauungsplan GES 118 „ Gewerbe-
gebiet  Gestfeld-Süd  –   Gewerbepark  Dieprahm“  ist  das
Plangebiet  als Gewerbegebiet sowie teilweise als Grünflä-
che  festgesetzt.  Es  werden  somit  keine  landwirtschaftlich
oder als Wald genutzten Flächen neu in Anspruch genom-
men.

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Die  Flächen  sind  im  rechtskräftigen  Bebauungsplan  GES
118  „Gewerbegebiet  Gestfeld-Süd  –  Gewerbepark  Die-
prahm“ als Gewerbegebiet festgesetzt. Mit der vorliegenden
Änderung  des  Bebauungsplanes  sollen  diese  Flächen für
die Sicherung des Betriebsstandortes der Firma UFP GmbH
nutzbar gemacht  werden. Eine Erhaltung der Waldflächen
steht der Realisierung der festgesetzten und der geplanten
Nutzung als Gewerbegebiet entgegen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Die Fläche ist Bestandteil der Gewerbefläche des Investors
UFP GmbH. Aufgrund der festgesetzten GRZ sind 40% der
gewerblichen Fläche zu begrünen. Dazu wird die bestehen-
de Gehölzfläche außerhalb der überbaubaren Fläche durch
eine Festsetzung dauerhaft gesichert und aufgewertet. Eine
Festsetzung dieser Fläche als Wald verkleinert das Gewer-
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2. den Gehölzstreifen auf dem Flurstück 1991 in der Flur 9
der Gemarkung Lintfort in einer forstüblichen Art und Wei-
se d.h. unter Verwendung forstüblicher Pflanzensortimen-
te (z.B. 80/120 cm) aufzuforsten und auf die Verwendung
von Hochstämmen zu verzichten.

begebiet,  so  dass  die  beabsichtigte  gewerbliche  Nutzung
nicht mehr realisierbar ist. 

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
Die Fläche soll als Ortsrandeingrünung gestaltet werden und
die faunistischen Funktionen ersetzen, die durch die Über-
planung des Grabens mit den begleitenden Gehölzen verlo-
ren gehen. Die vorgesehenen Hochstämme ersetzen dabei
die Bäume entlang des überplanten Grabens und innerhalb
der Gehölzfläche. Die innerhalb der Ortsrandeingrünung ge-
planten Bäume bilden Überhälter innerhalb des Gehölzstrei-
fens und dienen zudem der Aufwertung des Landschaftsbil-
des. Für die Pflanzung der Strauchhecke sind standorttypi-
sche Pflanzen zu verwenden. Die Verwendung forstüblicher
Pflanzensortimente steht dem nicht entgegen.

8d Landesbetrieb Wald 
und Holz NRW
Schreiben vom 
14.10.2019
§ 3 Abs. 2 BauGB

Unter Ziffer 8c der Abwägungstabelle wird auf Seite 28 oben aus-
geführt: In dem rechtskräftigen Bebauungsplan ist das Plangebiet
als Gewerbegebiet sowie teilweise als Grünfläche festgesetzt. Es
werden  somit  keine  landwirtschaftlich  oder  als  Wald  genutzten
Flächen neu in  Anspruch genommen. Aus rein  planungsrechtli-
cher Hinsicht sind diese Ausführungen nicht zu beanstanden. 

Ich weise jedoch nochmals darauf hin, dass innerhalb des Planbe-
reiches derzeit eine Laubwaldfläche stockt, die bei einer Umset-
zung des Vorhabens faktische in Anspruch genommen wird. Aus
forstfachlicher  Sicht  vertrete  ich weiterhin  die  Auffassung,  dass
die Waldfläche erhalten bleiben sollte.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Für die im rechtskräftigen Bebauungsplan GES 118 „ Ge-
werbegebiet  Gestfeld-Süd –   Gewerbepark  Dieprahm“ als
Gewerbegebiet festgesetzten Flächen ist entsprechend § 1a
(3) BauGB keine Kompensation erforderlich. Die außerhalb
der überbaubaren Flächen liegenden Gehölzfläche werden
durch die Festsetzung von Flächen mit Bindungen für Be-
pflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern gesi-
chert. Die aufgrund der Planung notwendige Kompensation
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wird durch die Anlage eines Gehölzstreifens als Ortsrand-
eingrünung erbracht (vgl. Kap. 2.1.3 des Umweltberichts). 

9 Geologischer Dienst
Schreiben vom 
15.11.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Erdbebengefährdung 
Es wird auf die Bewertung der Erdbebengefährdung hingewiesen,
die bei Planung und Bemessung üblicher Hochbauten gemäß den
Technischen  Baubestimmungen  des  Landes  NRW  mit  DIN
4149:2005-04  „Bauten  in  deutschen  Erdbebengebieten“  zu  be-
rücksichtigen ist. 
Die Erdbebengefährdung wird in DIN 4149:2005 durch die Zuord-
nung  zu  Erdbebenzonen  und  geologischen  Untergrundklassen
eingestuft, die anhand der Karte der Erdbebenzonen und geologi-
schen  Untergrundklassen  der  Bundesrepublik  Deutschland  1  :
350 000, Bundesland Nordrhein-Westfalen (Geologischer Dienst
NRW 2006)  bestimmt  werden.  In  den Technischen Baubestim-
mungen des Landes Nordrhein-Westfalen wird auf  die Verwen-
dung dieser Kartengrundlage explizit hingewiesen. Das hier rele-
vante Planungsgebiet ist folgender Erdbebenzone / geologischer
Untergrundklasse  zuzuordnen:  Stadt  Kamp-Lintfort,  Gemarkung
Lintfort:  0 / T. Bemerkung: DIN 4149:2005 wurde durch den Re-
gelsetzer zurückgezogen und durch die Teile 1, 1/NA und 5 des
Eurocode 8 (DIN EN 1998) ersetzt. Dieses Regelwerk ist jedoch
bislang  bauaufsichtlich  nicht  eingeführt.  Anwendungsteile,  die
nicht durch DIN 4149 abgedeckt werden, sind als Stand der Tech-
nik  zu  berücksichtigen.  Dies  betrifft  hier  insbesondere  DIN EN
1998, Teil 5 „Gründungen, Stützbauwerke und geotechnische As-
pekte“. Innerhalb der Erdbebenzone 0 müssen gemäß DIN 4149
für übliche Hochbauten keine besonderen Maßnahmen hinsicht-
lich potenzieller Erdbebenwirkungen ergriffen werden. Es wird je-
doch dringend empfohlen, im Sinne der Schutzziele der DIN 4149
für Bauwerke der Bedeutungskategorien III und IV entsprechend
den Regelungen nach Erdbebenzone 1 zu verfahren. Zur Planung
und Bemessung spezieller Bauwerkstypen müssen die Hinweise

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Die  Erdbebengefährdung wird in Kap. 17 der Begründung
sowie in Kap. 1.3 der Umweltberichts berücksichtigt. Zudem
wurde folgender Hinweis in den Bebauungsplan aufgenom-
men:  Das Plangebiet  liegt  innerhalb  der  Erdbebenzone  0
und  der  geologischen  Untergrundklasse  T  nach  DIN
4149:2005.  Für  bauliche  Anlagen  mit  hohen  Risiken  für
Mensch und Umwelt bzw. großen ökonomischen und sozia-
len Auswirkungen im Versagensfall wird empfohlen, zur Pla-
nung und Bemessung ein höheres Gefährdungsniveau an-
zusetzen. Dies kann analog zum Ansatz einer höheren Be-
deutungskategorie durch die Berücksichtigung der Regelun-
gen für die Erdbebenzone 1 erfolgen. Regelungen für spezi-
elle Bauwerkstypen bleiben hiervon unberührt. 
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zur Berücksichtigung der Erdbebengefährdung der jeweils  gülti-
gen Regelwerke beachtet werden. Hier wird oft auf die Einstufung
nach DIN 4149:2005 zurückgegriffen. 

Ingenieurgeologie
Im Plangebiet stehen quartärzeitliche Sande und Kiese der Älte-
ren Niederterrasse an, die von bis zu 2 m mächtigen Hochflutleh-
men (schluffiger Sand)überlagert werden. Ich empfehle, die Bau-
grundeigenschaften objektbezogen zu untersuchen und zu bewer-
ten. 

Vorsorgender Bodenschutz 
Die Ausführungen zu dem Schutzgut Boden in Anlage 4 (Untersu-
chungsrahmen und -raum (Scoping) ergänze ich für den weiteren
Verlauf der Bauleitplanung um folgende Punkte: 
Festsetzungsempfehlungen  zur  Vermeidung  und  Verminderung
von Schädigungen der natürlichen Bodenfunktionen 
a.  Die zur Niederschlagswasserversickerung vorgesehenen Flä-
chen  dürfen  nicht  befahren  werden  (Bodenverdichtung  vermei-
den). 
b.  Auf  den druckempfindlichen wasserbeeinflussten Böden sind
kettengetriebene Fahrzeuge einzusetzen. 
c. Der Schutz des Mutterbodens ist gemäß § 202 BauGB zu ge-
währleisten. Der Abtrag der oberen Bodenschicht (Mutterboden)
sowie der Niedermoor - Deckkultur sollte innerhalb einer trocke-
nen Witterungsperiode erfolgen um Gefügeschäden vorzubeugen
und keine Bodenverdichtung herbeizuführen (Strukturzerstörung). 
d. Umgang mit Bodenaushub: Bei Baumaßnahmen ist die obere
Bodenschicht  gemäß  den  einschlägigen  Fachnormen  getrennt
vom Unterboden abzutragen.  Darunter  liegende Schichten kön-
nen Wasserbeeinflusst sein. Die unterschiedlichen Ausgangssub-
strate sind entsprechend der Schichten zu trennen und zu lagern. 

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die  Baugrundeigenschaften  wurden  in  einem  Gutachten
"Neubau  einer  Lagerhalle  in  Kamp-Lintfort,  Carl-Friedrich-
Gauß-Straße 11 (BV: UFP) - Baugrunduntersuchung, grün-
dungstechnische Beratung - , Ingenieurgesellschaft für Geo-
technik" untersucht. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Der vorsorgende Bodenschutz wird im Umweltbericht zum
Bebauungsplan berücksichtigt. Die auf den Bodenschutz be-
zogenen  Vermeidungs-  und Minderungsmaßnahmen sind
im Kap.  12  der  Begründung  beschrieben.  In  den  Bebau-
ungsplan wurde folgender Hinweis aufgenommen: 
„Sicherung zu erhaltender Bodenoberflächen: Verdichtung, 
Umlagerung, Abtrag und Überschüttung von Boden führen 
zu Störungen seines Gefüges, mindern die ökologische Sta-
bilität und verändern seine Standorteigenschaften in Bezug 
auf Wasserhaushalt, Bodenleben und Vegetation. Der Bo-
den ist bei allen durchzuführenden Baumaßnahmen daher 
so schonend wie möglich zu behandeln (§ 202 BauGB, DIN 
19731).
Sicherung der zu bepflanzenden Bodenflächen: Später zu 
bepflanzender Boden darf nicht befahren werden. Flächen, 
von denen der Oberboden nicht abgetragen wird, sind daher
als Vegetationsflächen abzugrenzen. Noch benötigter Ober-
boden ist sachgerecht zu lagern, die Mieten sind mit einer 
Gründüngung als Zwischenbegrünung einzusäen. Eine 
Durchmischung mit anderem Aushub oder sonstigen Stoffen
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e. Zu Beginn der Baumaßnahmen sind Bereiche für die Material-
haltung  und  Oberbodenzwischenlagerung  zur  Minimierung  der
Flächenbeeinträchtigung abzugrenzen. 
f.  Im Bereich der Kompensationsflächen ist  der Boden in mög-
lichst großem Umfang in naturnahem Zustand zu belassen (kein
Abtrag, kein Befahren). 

Boden- und flächenbezogener Ausgleich 
Im  Sinne  einer  boden-  und  flächenbezogenen  Kompensation
empfehle ich einen Ausgleich für den Verlust der hier betroffenen
Bodenfunktionen (Regulations- und Kühlungsfunktion, Retentions-
funktion) mit  in die Ausgleichsbilanzierung einfließen zu lassen.
Dafür eignet sich z. B. 
• Das Festsetzen von Entsiegelungsflächen gemäß § 179 BauGB
Rückbau- und Entsiegelungsgebot i.V. mit § 5 BBodSchG), 
•  das Festsetzen entsprechender  MSPE-Flächen („Maßnahmen
zum Schutz,  zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft“ gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB / Bebauungsplan
und § 5  (2)  Nr.  10 BauGB /  Flächennutzungsplan)  an anderer
Stelle, z. B. Entwicklung von Retentionsräumen, 
• ein städtebaulicher Vertrag gemäß § 11 BauGB in Verbindung
mit § 1a (3) BauGB. 

Suchräume z. B. für Retentionsflächen sind zu finden mit Hilfe fol-
gender  internetbasierter  WMS  gestützter  Kartenwerke  (Hrsg.
Geologischer Dienst NRW): 
•  Geoportal.NRW  (https://www.geoportal.nrw)  aufrufbar  über:

ist zu verhindern.  Die DIN 18300 'Erdarbeiten', 18915 'Bo-
denarbeiten' und 18920 'Schutz von Bäumen, Pflanzenbe-
ständen und Vegetationsflächen bei Bauarbeiten' sind zu 
beachten. 
Sicherung der außerhalb der Baufläche liegenden Bereiche: 
Die außerhalb der Bauflächen liegenden Bereiche sind wäh-
rend der Bauphase durch eine Auszäunung vor Überfahren 
und Verdichtung zu schützen. Belastetes Aushubmaterial ist
bei den Erdarbeiten zu separieren. Aushubmaterial, das 
nicht auf der Fläche umgelagert werden kann, ist einer ord-
nungsgemäßen Verwertung/Beseitigung zuzuführen.“

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Der Boden im Plangebiet ist durch die vorhergehenden Er-
schließungsmaßnahmen weitgehend überprägt und besteht
entsprechend der Baugrunduntersuchung überwiegend aus
bis zu 1 m mächtigen Aufschüttungsböden, die mit Mutter-
boden abgedeckt sind. Die Kompensation der Böden erfolgt
daher multifunktional über die Festsetzung von Flächen für
Maßnahmen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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Geoviewer > Geographie und Geologie > Boden und Geologie >
IS BK 50 / Schutzwürdigkeit oder IS BK 5 u. a. 
• TIM-online (https://www.tim-online.nrw.de/tim-online2/index.html)
aufrufbar  über:  Kartenwahl  „+“  >  Link-Eingabe  (Bodenkarten  /
Schutzwürdigkeit) im Maßstab: 1 : 50 000 https://www.wms.nrw.-
de/gd/bk050  1  :  5  000  https://www.wms.nrw.de/gd/bk05_ueber-
sichtskarte 
Ich bitte um weitere Beteiligung im laufenden Verfahren.

10 Bezirksregierung 
Arnsberg, Abteilung 
6 Bergbau und Ener-
gie In NRW
Schreiben vom 
31.10.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Zu den bergbaulichen Verhältnissen erhalten Sie folgende Hinwei-
se:
Das  o.g.  Vorhaben  liegt  über  dem auf  Steinkohle  verliehenen
Bergwerksfeld „Friedrich Heinrich 1“, im Eigentum der RAG Akti-
engesellschaft, lm Welterbe 10 in 45141 Essen.
Ferner liegt das o. g. Vorhaben über dem Bewilligungsfeld „West
Gas“. Die Bewilligung gewährt das Recht zur Aufsuchung und Ge-
winnung von  Kohlenwasserstoffen.  Rechtsinhaberin  der  Bewilli-
gung  ist  die  Mingas-Power  GmbH,  Rüttenscheider  Str.  1-3  in
45128 Essen.
lm Bereich des Plangebietes ist in der Vergangenheit Steinkohle
in tiefen Bereich (> 100 m Tiefe) abgebaut worden. Das Plange-
biet liegt im  Einwirkungsbereich früherer bergbaulicher Abbautä-
tigkeiten. Soweit eine entsprechende Abstimmung nicht bereits er-
folgt ist, empfehle ich, grundsätzlich dem o.g. Feldeseigentümer
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben in Bezug auf mögliche
zukünftige bergbauliche Planungen, zu bergbaulichen Einwirkun-
gen aus bereits umgegangenem Bergbau, zu dort vorliegenden
weiteren  Informationen  bzgl.  bergschadensrelevanter  Fragestel-
lungen sowie zum Erfordernis von Anpassungs- oder Sicherungs-
maßnahmen.
Die  letztgenannte  Fragestellung  ist  grundsätzlich  privatrechtlich
zwischen Grundeigentümer/  Vorhabensträger und Bergwerksun-
ternehmer/Feldeseigentümer zu regeln.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
In der Begründung des Bebauungsplans wird der Bergbau
unter  Kapitel  18 betrachtet.  Der gesamte Geltungsbereich
des Bebauungsplans liegt über dem auf Steinkohle verliehe-
nen Bergwerksfeld „Friedrich Heinrich 1“, im Eigentum der
RAG  Aktiengesellschaft  sowie  über  dem  Bewilligungsfeld
„West  Gas“  zur  Aufsuchung und  Gewinnung von  Kohlen-
wasserstoffen im Eigentum der Mingas-Power GmbH. In der
Vergangenheit ist in dem Bergwerksfeld Steinkohle in tiefen
Bereichen (> 100 m Tiefe) abgebaut worden. Das Plange-
biet liegt somit im Einwirkungsbereich früherer bergbaulicher
Abbautätigkeiten und wird gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 2 BauGB
als Fläche gekennzeichnet, unter der der Bergbau umging.
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11a LINEG
E-Mail vom 
04.05.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB im 
Rahmen des Scoping

Bei den Gewässern Dieprahm handelt es sich um künstlich ange-
legte Teichanlagen mit vier offenen Gräben inmitten des Gewer-
beparks Dieprahm. Ihnen fließt das Niederschlagswasser des Ge-
werbeparks und das Polderwasser der Grundwasserpumpanlage
Gestfeld 4 zu. Die Teichanlagen und Gräben sind weitgehend na-
turnah  gestaltet.  Teilweise  dienen  die  Gewässer  Dieprahm der
Regenwasserbehandlung  und  Rückhaltung.  Die  Gewässer  Die-
prahm liegen in parkähnlichen Flächen und dienen auch der Na-
herholung. Wir  weisen in  diesem Zusammenhang auch auf  die
Amphibienproblematik  hin.  Die geplante Betriebserweiterung er-
streckt sich über einen Grünzug, Wegeverbindung (siehe Luftbild)
und einen offenen Entwässerungsgraben. Diese würden bei der
Überbauung leider wegfallen.

In  den  v.  g.  Entwässerungsgraben  befindet  sich  eine  Nieder-
schlagswassereinleitung  aus  dem  Regenwasserkanal  von  der
Carl-Friedrich-Gauß-Straße.  Die  Niederschlagswassereinleitung
ist beim Wegfall des Entwässerungsgrabens zu berücksichtigen. 

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die Problematik des wegfallenden Grünzuges, der wegfal-
lenden Wegeverbindung sowie des wegfallenden Entwässe-
rungsgrabens  wird  im  Umweltbericht  unter  verschiedenen
Kapiteln behandelt. Der Wegfall des Grünzuges wird unter
dem  Kapitel  Pflanzen  und  Landschaftsbild  berücksichtigt,
der Wegfall der Wegeverbindung unter dem Kapitel Mensch
und der Wegfall des Entwässerungsgrabens unter dem Ka-
pitel Wasser. Auch die Amphibienproblematik wird im Um-
weltbericht  unter  dem  Kapitel  Tiere  sowie  in  der  Arten-
schutzprüfung betrachtet. 

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Für  die  Planung wurde  ein  Entwässerungsgutachten  zum
Nachweis  der  Niederschlagswasserbeseitigung  einschließ-
lich der Ableitung des Niederschlagswassers aus dem Re-
genwasserkanal  in  das  Teich-  und  Grabensystem erstellt.
Die Wassermengen, die verträglich in das Teich- und Gra-
bensystem  eingeleitet  werden  können,  wurden  dabei  be-
rücksichtigt.  Das  Niederschlagswasser  soll  entsprechend
des Entwässerungskonzeptes durch die Verlängerung und
größere  Dimensionierung  des  Regenwasserkanals  in  der
Carl-Friedrich-Gauss-Straße in den östlich gelegenen Gra-
ben abgeleitet werden. Dieser Graben wird dazu neu profi-
liert  und  mit  einer  Sohlbreite  von  1m  sowie  einer  Bö-
schungsneigung von  1:1,5-1:2  ausgeführt.  Das  Entwässe-
rungskonzept ist im Kap. 6.4 der Begründung sowie in dem
Umweltbericht Kapitel 2.1.2 aufgenommen. 
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Die schadlose Ableitung des Niederschlagswassers des geplan-
ten Neubaus sowie der versiegelten Flächen und der möglichen
Erweiterungen über die Teichanlagen mit  Regenwasserbehand-
lung bzw. Rückhaltung muss gewährleistet sein.

Die LINEG plant zurzeit den Neubau der Vorflutpumpanlage Par-
sickgraben 2 mit Durchleitung. Die geplante Druckleitung (siehe
Lageplan) ist bitte bei der Änderung des Bebauungsplanes zu be-
rücksichtigen. Die Druckleitung soll im Spülbohrverfahren verlegt
werden. 

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Ein Hinweis bzw. eine Festsetzung zur Vorbehandlung des
Niederschlagswassers wird als nicht notwendig angesehen.
In  dem zugrundeliegenden rechtskräftigen  Bebauungsplan
ist  keine  Behandlung  des  Niederschlagswassers  vorgese-
hen, da nur Betriebe mit einem geringen Gefährdungspoten-
tial vorhanden sind und das Graben- und Teichsystem nicht
nur der Rückhaltung sondern auch der Reinigung des Nie-
derschlagswassers dient.  Eine entsprechende Vorgabe für
eine Teilfläche der Betriebsfläche der UFP GmbH würde zu
einer Ungleichbehandlung innerhalb des Gewerbeparks füh-
ren und zudem unterschiedliche Anforderungen an die Nie-
derschlagsentwässerung für die beiden Teilflächen der UFP
GmbH stellen. Eine Gefährdung des Oberflächenwassers in
dem Graben- und Teichsystem ist auch bei einer Verände-
rung der  Betriebsstruktur  ausgeschlossen,  da im Rahmen
der  Genehmigungsverfahren  Maßnahmen  zur  Vorklärung
des von den privaten Verkehrsflächen abfließenden Nieder-
schlagswassers vorgesehen werden können.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Für  die  geplante  Druckleitung  der  LINEG  wird  ein  Geh-,
Fahr- und Leitungsrecht festgesetzt und in Kap. 12.2 der Be-
gründung beschrieben. Im Umweltbericht (Kap. 2.3.1) ist die
Druckleitung als Sachgut berücksichtigt.

11b LINEG
Schreiben vom 
02.11.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Gegen die o. g. Bauleitplanungen haben wir keine Bedenken. Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

12a Industrie- und Han-
delskammer Duis-

Die Planung wird von der IHK ausdrücklich begrüßt, da sie eine
sinnvolle betriebliche Erweiterung in einem bestehenden Gewer-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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burg
Schreiben vom 
24.10.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

begebiet unter Ausnutzung vorhandener Infrastruktur ermöglicht.
Gegen die Planungen bestehen keine Bedenken.

12b Industrie- und Han-
delskammer Duis-
burg
Schreiben vom 
16.07.2019
§ 4 Abs. 2 BauGB

Die Planung wird von der IHK ausdrücklich begrüßt, da sie eine
sinnvolle betriebliche Erweiterung in einem bestehenden Gewer-
begebiet unter Ausnutzung vorhandener Infrastruktur ermöglicht.
Gegen die Planungen bestehen keine Bedenken

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

13 Deutsche Bahn AG, 
DB Immobilien
Schreiben vom 
26.10.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Nach Prüfung der uns übermittelten Unterlagen bestehen unserer-
seits keine Anregungen oder Bedenken.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

14a Handwerkskammer 
Düsseldorf
Schreiben vom 
02.11.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Da wir die Belange des Handwerks durch die vorliegende Planung
derzeit nicht betroffen sehen, beziehen wir zum vorliegenden Pla-
nentwurf insoweit Stellung, als wir keine Bedenken oder Anregun-
gen vortragen.

Hinsichtlich des erforderlichen Umfangs und Detaillierungsgrades
der Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB haben wir keine
Hinweise.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

14b Handwerkskammer 
Düsseldorf
Schreiben vom 
29.07.2019
§ 4 Abs. 2 BauGB

Da wir die Belange des Handwerks durch die vorliegenden Pla-
nungen nicht betroffen sehen, beziehen wir zu den vorliegenden
Planentwürfen insoweit Stellung, als wir keine Bedenken oder An-
regungen vortragen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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15a LVR-Amt für Boden-
denkmalpflege im 
Rheinland
Schreiben vom 
16.11.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Nach den mir vorliegenden Unterlagen erfolgt keine angemesse-
ne Berücksichtigung  des  bodendenkmalpflegerischen Belanges.
Der Belang ist in der Begründung unter Punkt 18 gelistet, aber mit
Verweis auf die für Zufallsfunde den §§ 15, 16 DSchG entnomme-
ne Vorgehensweise beim Antreffen von Bodenfunden oder Befun-
den. 

Das mit der Erarbeitung der Planungsunterlagen beauftragte Büro
regio gis + planung hatte unter dem 27.09.2017 eine Auskunft zu
Bodendenkmäler bzw. Fundstätten im Fachamt eingeholt und die
in  Anlage  beigefügte  archäologisch-bodendenkmalpflegerische
Auskunft am 09.10.2017 erhalten. Danach ist im Plangebiet mit
archäologischen Befunden zu rechnen. Damit ist der Verweis auf
die für Zufallsfunde geltenden Vorschriften nicht angemessen. Der
Grad der Erkenntnis hinsichtlich einer Befunderwartung geht deut-
lich über den Zufallsfund hinaus. Der Zufallsfund ist an die erst-
malige Entdeckung bzw. das erstmalige Wissen über ein Boden-
denkmal  geknüpft.  Wie Sie  der beigefügten Recherche entneh-
men können, sind bereits heute Befunde im Plangebiet bekannt. 
 

Im Rahmen der durchzuführenden Umweltprüfung sind auch die
Auswirkungen des Vorhabens auf das archäologische Kulturgut (§
1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. d BauGB) zu ermitteln, zu beschreiben und
zu bewerten (§ 2 Abs. 4 BauGB). Darüber hinaus sind die Belan-
ge des Denkmalschutzes und die kulturellen Bedürfnisse der Be-

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Das Amt für  Bodendenkmalpflege im Rheinland wurde im
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB
beteiligt. Bis zu diesem Zeitpunkt lagen keine Erkenntnisse
zu  bekannten oder erwartbaren Bodendenkmälern in dem
Untersuchungsbereich der Umweltprüfung  vor.

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Die Abfrage vom 27.09.2017 wurde bezüglich eines anderen
Planverfahrens  (Neubau der  Vorflutpumpanlage  PAV Par-
sickgraben 2) vorgenommen und ist  unabhängig von dem
vorliegenden  Bebauungsplanverfahren.  Zudem  betrifft  die
Abfrage nach bekannten oder erwartbaren Bodendenkmä-
lern einen deutlich größeren räumlichen Bereich. In der Stel-
lungnahme des LVR wurde Bezug auf außerhalb des Gel-
tungsbereichs  liegende  Bodendenkmäler  (Bahnlinie  Duis-
burg-Geldern, Haus Dieprahm) sowie Funderwartungsberei-
che  (südlich  Haus  Dieprahm)  genommen.  Darüberhinaus
wurden für den Geltungsbereich lediglich allgemeine Hinwei-
se  bezogen  auf  die  Bodenkarte  gegeben,  aus  der  keine
Funderwartung abgeleitet werden konnte, zumal es sich in
dem Geltungsbereich der Änderung aufgrund der Erschlie-
ßung des Gewerbeparks Dieprahm um keinen ungestörten
Boden handelt.  Das  vorliegende Bodengutachten  weist  in
dem Raum Aufschüttungsböden aus.

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
Für den Geltungsbereich wurden keine vermuteten Boden-
denkmäler  oder  Funderwartungsbereiche  angegeben.  Es
wurde lediglich aufgrund der vorhandenen Bodentypen an-
genommen, dass es sich um einen historischen Siedlungs-
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völkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 3 und 5 BauGB) bei der Aufstellung von
Bauleitplänen zu berücksichtigen und mit dem ihnen zukommen-
den Gewicht in die Abwägung einzustellen. Voraussetzung hierfür
ist ebenfalls  die Ermittlung und Bewertung der Betroffenheit die-
ser Belange im Rahmen der Zusammenstellung des Abwägungs-
materials (§ 2 Abs. 3 BauGB). Dies gilt unabhängig von der Ein-
tragung in die Denkmalliste auch für nur „vermutete“ Bodendenk-
mäler (§ 3 Abs. 1 Satz 4 DSchG NW). Den Erhalt der Bodendenk-
mäler gilt es durch geeignete, die Bodendenkmalsubstanz lang-
fristig sichernde Darstellungen und Festsetzungen zu erreichen. 

Im vorliegenden Fall ist zunächst  eine Ermittlung und Konkretisie-
rung der archäologischen Situation als Grundlage für die Umwelt-
prüfung zwingend erforderlich. Das Ergebnis ist im Umweltbericht
darzulegen und bei  der  Abwägung zu berücksichtigen.  Umfang
und Detaillierungsgrad der  Umweltprüfung sind aus den vorge-
nannten Gründen entsprechend festzulegen: Die archäologische
Befundsituation  im Plangebiet  ist  durch  qualifizierte  archäologi-
sche Prospektionsmaßnahmen zunächst abschließend zu klären.
Zu überprüfen ist die Fläche hinsichtlich der Existenz von Boden-
denkmälern.  Art,  Erhaltung  und  Ausdehnung  bzw.  Abgrenzung
und damit  die  Denkmalqualität  i.S.d.  §  2  Denkmalschutzgesetz
NW (DSchG NW) der ggf. nachgewiesenen Bodendenkmäler sind
festzustellen. Das Ergebnis ist im Umweltbericht darzulegen. Erst
auf der Grundlage entsprechender Ergebnisse wird sich abschlie-
ßend beurteilen lassen, ob bzw. inwieweit mit der Planung negati-
ve  Auswirkungen  auf  das  archäologische  Kulturgut  verbunden
sind und ob bzw.  inwieweit   dem geplanten Vorhaben Belange
des Bodendenkmalschutzes  möglicherweise entgegenstehen und
eine planerische Rücksichtnahme erforderlich machen. Der Ziel-
setzung des Denkmalschutzgesetzes NW (§ 1 DSchG NW), Bo-
dendenkmäler im öffentliches Interesse zu erhalten und vor Ge-

bereich handeln könnte. Aufgrund der vorgenommenen Bo-
denbewegungen und der bis 1 m mächtigen Aufschüttung ist
dieser Zustand nicht mehr vorhanden.

Die Stellungnahme wird nicht gefolgt
Aufgrund des gestörten Bodenaufbaus durch die durchge-
führten  Erschließungsmaßnahmen  (Bau  der  Erschließung
und Regenrückhaltung mit  Teich  und Grabensystem,  Auf-
schüttungen) sind keine denkmalrelevanten Befunde zu er-
warten.  Auch fehlen konkrete  Hinweise zu einem Funder-
wartungsbereich in dem Geltungsbereich. 
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fährdung  zu  schützen,   sowie  dem  Planungsleitsatz  des  §  11
DSchG NW ist  dabei  Rechnung zu tragen.  Dieses Ziel  gilt  es,
durch geeignete, die Bodendenkmalsubstanz langfristig sichernde
Festsetzungen zu erreichen.

Ich bitte zu berücksichtigen, dass für die Durchführung der not-
wendigen archäologischen Untersuchungen eine Erlaubnis gem.
§ 13 DSchG NW erforderlich ist, die die Obere Denkmalbehörde
im Benehmen mit mir erteilt. Dem entsprechenden Antrag ist re-
gelmäßig ein Konzept des mit der Ausführung Beauftragten beizu-
fügen. Eine Liste archäologischer Fachfirmen ist zu Ihrer Informa-
tion beigefügt.  Meine abschließende Stellungnahme im Bauleit-
planverfahren werde ich Ihnen nach Vorliegen des Ergebnisses
der archäologischen Prospektion dann umgehend zukommen las-
sen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

15b LVR-Amt für Boden-
denkmalpflege im 
Rheinland
Schreiben vom 
24.01.2019
§ 4 Abs. 1 BauGB

Ich bedanke mich für die Übersendung der Unterlagen. Ich habe
diese mit den historischen Unterlagen kartographisch in Verbin-
dung gebracht (s.  Anlagen).  Wie bereits telephonisch erläutert,
tangiert der geplante Neubau den in historischen Karten verzeich-
neten Vinnmannshof (s. TK 1936-45) bzw. früher als Hof Theis-
gans bezeichnet  (so  auf  der  TK-Uraufnahme).  Die  Auswertung
der  in  diesem Areal  ausgeführten  Rammkernbohrungen zeigen
rezente  Aufschüttungen  bis  in  eine  Tiefe  von  1,2 m  (RKS  6),
0,9 m (RKS 3), 0,6 m (RKS 8, hier wurden Ziegelreste gefunden!),
0,5 m  (RKS  9).  Besonders  ist  hier  auf  die  Ziegelfunde  in  den
Bohrproben hinzuweisen, die eindeutig auf die historische Hofan-
lage verweisen. Bei einer frostfreien Gründung des Neubaus von
0,8 – 1,0 m unter GOK werden diese Aufschüttungen teilweise un-
terschritten, dies auch im Bereich der ehemaligen Hofanlage. Es
ist davon auszugehen, dass die Gebäude der Hofanlage obertä-
gig entfernt wurden, die Fundamente aber im Boden verblieben
sind. Diese können bei Erdeingriffen im Zusammenhang mit der

Der Stellungnahme wird nicht gefolgt.
In dem Luftbild aus den Jahren 1988-1994 ist der Hof eben-
so wie die beginnende Erschließungsmaßnahme deutlich zu
erkennen. Das Material aus dem Abriss ist dann vermutlich
für die Aufschüttung der Fläche verwendet worden und so-
mit  lt.  Baugrunduntersuchung auch als Ziegelreste in dem
Aufschüttungsboden vorhanden. In dem damaligen Planver-
fahren wurde das Rheinische Amt für Bodendenkmalpflege
beteiligt (Schreiben vom 22.08.1988 Zeichen: 333.45-65.1/
GES  118/M  sowie  Schreiben  vom  8.5.1990  Zeichen:
333.45-65.1/Ges118/I/90/). In den Schreiben wurden Boden-
denkmäler nicht generell ausgeschlossen, aber ein Hinweis
im Bebauungsplan als ausreichend angesehen. Der damals
noch bestehende Hof, der ausweislich der vorliegenden his-
torischen Karten seit mehreren Jahrhunderten dort bestand,
wurde nicht als denkmalwürdig oder als spezielle Verdachts-
fläche benannt. Auch in den Unterlagen zur Abfrage von Bo-
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Anlage der Gründungen aufgedeckt  werden. Dies löst  regelhaft
Verzögerungen im Bauablauf durch die denkmalrechtlichen Vor-
gaben der §§ 15/16 DSchG (Denkmalschutzgesetz) aus. 

Wegen der hohen archäologischen Erwartung im Boden erhalte-
ner Befunde ist anzuregen, im Bereich der historischen Hofanlage
eine Sachverhaltsermittlung mit Sondagen durchzuführen. Diese
hat  das Ziel,  Lage und Ausdehnung,  Erhaltung und Bedeutung
des vermuteten Bodendenkmals Vinnmannshof erfassen und be-
werten zu können. Die Bewertung ist  im weiteren Verfahren zu
berücksichtigen und kann Auswirkungen auf das geplante Bauvor-
haben besitzen.

dendenkmälern vom 27.09.2017 bezüglich des Planverfah-
rens zum Neubau der Vorflutpumpanlage PAV Parsickgra-
ben 2 wurde der Vinnmannshof nicht als Funderwartungsbe-
reich ausgewiesen.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
In Abstimmung mit dem Investor wurde eine Sachverhaltser-
mittlung im Plangebiet im März 2019 durchgeführt, um mög-
liche  Verzögerungen während  der  Baumaßnahme zu  ver-
meiden. Bei der Sachverhaltsermittlung konnten keine Be-
funde  erbracht  werden.  Der  Bodendenkmalschutz  ist  im
Kap. 19 der Begründung sowie im Kap. 2.3.2 des Umweltbe-
richts berücksichtigt. In den Bebauungsplan wurde folgender
Hinweis zum Bodendenkmalschutz aufgenommen: „Bei auf-
tretenden archäologischen Bodenfunden oder Befunden ist
die Untere Denkmalbehörde oder das Amt für Bodendenk-
malpflege  im Rheinland zu informieren.  Die  Entdeckungs-
stätte ist zunächst unverändert zu erhalten.“

15c LVR-Amt für Boden-
denkmalpflege im 
Rheinland
E-Mail vom 
05.04.2019
§ 4 Abs. 1 BauGB

Zuletzt mit Stellungnahme vom 16.11.2018 hatte ich mich im Ver-
fahren geäußert und zunächst eine qualifizierte Prospektion zur
Überprüfung  der  Existenz von  Bodendenkmälern im Plangebiet
gefordert. Durch Sie wurde eine Sachverhaltsermittlung in Abstim-
mung mit dem Fachamt beauftragt und im Monat 03/2019 durch-
geführt. In der westlichen Hälfte des Arbeitsbereiches St. 3 wur-
den Ziegelschutt- und Verfüllschichten der erwarteten Hofanlage
Theisgans, die sich im Untersuchungsbereich befand, erkannt. Ar-
chäologische Befunde wurden jedoch nicht  angetroffen.  Beden-
ken am Verfahren werden daher nicht weiter vorgebracht.
Ein Hinweis auf die §§ 15, 16 DSchG NRW ist als ausreichend
anzusehen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Der Bodendenkmalschutz  ist  im Kap.  19 der  Begründung
sowie im Kap. 2.3.2 des Umweltberichts berücksichtigt.  In
den  Bebauungsplan  wurde  folgender  Hinweis  aufgenom-
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men: „Bei auftretenden archäologischen Bodenfunden oder
Befunden ist die Untere Denkmalbehörde oder das Rheini-
sche Amt für Bodendenkmalpflege zu informieren. Die Ent-
deckungsstätte ist zunächst unverändert zu erhalten.“

16 Amprion GmbH
E-Mail vom 
06.11.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Im  Geltungsbereich  der  o.  a.  Bauleitplanung  verlaufen  keine
Höchstspannungsleitungen  unseres  Unternehmens.  Planungen
von  Höchstspannungsleitungen  für  diesen  Bereich  liegen  aus
heutiger Sicht nicht vor. 

Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich weiterer Versorgungs-
leitungen  die  zuständigen  Unternehmen  beteiligt  haben.  Bitte
beachten  Sie  unsere  Information  zum Datenschutz:  https://ww-
w.amprion.net/Information-Datenschutz.html

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die weiteren Planungsträger wurden beteiligt  (vgl.  lfd.  Nr.
17-22).

17 Mingas-Power 
GmbH
E-Mail vom 
26.10.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Mingas-Power GmbH ist durch die im Betreff genannte Planung
nicht betroffen und hat insofern keine Anregungen zur bzw. Ein-
wendungen gegen die Planung.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

18 Westnetz GmbH
E-Mail vom 
06.11.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Wir arbeiten als Netzbetreiber im Bereich  > 10 kV bis <= 110 kV
und Nachrichtentechnik im Namen und für Rechnung der innogy
Netze  Deutschland  GmbH  als  Eigentümerin  der  Anlagen  und
bedanken uns für die Beteiligung am Verfahren.
Diese Stellungnahme ergeht gleichzeitig im Auftrag für die innogy
Netze Deutschland GmbH als Eigentümerin der Anlagen. Bezug
nehmend auf das obige Verfahren, teilen wir Ihnen mit, dass keine
Anlagen der innogy Netze Deutschland GmbH betroffen sind. Ge-
gen  das  o.  g.  Verfahren  bestehen  seitens  der  innogy  Netze
Deutschland GmbH keine Bedenken. Für die weitere Beteiligung
am Verfahren  steht  Ihnen  das  Team Liegenschaften  aus  dem
Adressblock zur Verfügung. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

46



19a Pledoc GmbH
E-Mail vom 
29.10.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markier-
te Bereich. Dort dargestellte Leitungsverläufe dienen nur zur gro-
ben Übersicht. Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des
Projektbereichs  bedarf  immer  einer  erneuten  Abstimmung  mit
uns.  Von  uns  verwaltete  Versorgungsanlagen der  nachstehend
aufgeführten Eigentümer bzw. Betreiber sind von der geplanten
Maßnahme nicht betroffen:

• Open Grid Europe GmbH, Essen
• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen
• Ferngas Nordbayern GmbH (FGN), Netzbetrieb Nordbay-

ern, Schwaig bei Nürnberg
• Mittel-Europäische  Gasleitungsgesellschaft  mbH  (ME-

GAL), Essen
• Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH

(METG), Essen
• Nordrheinische  Erdgastransportleitungsgesellschaft  mbH

& Co. KG (NETG), Dortmund
• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen
• GasLINE Telekommunikationsnetzgesellschaft  deutscher

Gasversorgungsunternehmen  mbH &  Co.  KG,  Straelen
(hier Solotrassen in Zuständigkeit der PLEdoc GmbH)

• • Viatel GmbH, Frankfurt
Diese Auskunft bezieht sich ausschließlich auf die Versorgungs-
anlagen  der  hier  aufgelisteten  Versorgungsunternehmen.  Aus-
künfte zu Anlagen sonstiger Netzbetreiber sind bei den jeweiligen
Versorgungsunternehmen bzw. Konzerngesellschaften oder Regi-
onalcentern gesondert einzuholen.

Hinsichtlich der Maßnahmen zum Ausgleich und zum Ersatz der
Eingriffsfolgen entnehmen wir den Unterlagen, dass die Kompen-
sationsmaßnahmen erst im weiteren Verfahren festgelegt werden
bzw. keine Erwähnung finden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Auf der Fläche Gemarkung Lintfort, Flur 009, Flurstück 1991
wird  ein  15 m breiter  Gehölzstreifen entlang der Wohnbe-
bauung als  Ortsrandeingrünung angelegt. Eine erneute Be-
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Wir weisen darauf hin, dass durch die Festsetzung planexterner
Ausgleichsflächen eine Betroffenheit von uns verwalteter Versor-
gungseinrichtungen nicht auszuschließen ist. Wir bitten um Mittei-
lung der  planexternen Flächen bzw.  um weitere  Beteiligung an
diesem Verfahren.

teiligung findet in dem Verfahren nach § 4 (2) BauGB statt.

19b Pledoc GmbH
Schreiben vom 
16.07.2019
§ 4 Abs. 2 BauGB

Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und teilen Ihnen hierzu 
mit, dass von uns verwaltete Versorgungsanlagen der nachste-
hend aufgeführten Eigentümer bzw. Betreiber von der geplanten 
Maßnahme nicht betroffen werden:

• Open Grid Europe GmbH, Essen
• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen
• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbay-

ern, Schwaig bei Nürnberg
• Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH (ME-

GAL), Essen
• Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH 

(METG), Essen
• Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH 

& Co. KG (NETG), Dortmund
• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen
• GasLINE Telekommunikationsnetzgesellschaft deutscher 

Gasversorgungsunternehmen mbH & Co. KG, Straelen 
(hier Solotrassen in Zuständigkeit der PLEdoc GmbH)

• Viatel GmbH (Zayo Group), Frankfurt
Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markier-
te Bereich. Dort dargestellte Leitungsverläufe dienen nur zur gro-
ben Übersicht.

Wir weisen darauf hin, dass gemäß unseren Unterlagen in dem 
von Ihnen angefragten Bereich eine Produktenleitung / Kabel-
schutzrohranlage verläuft, die von nachfolgender Gesellschaft 
beauskunftet wird: Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH wur-
de beteiligt (vgl. lfd. Nr. 22).
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mbH - Godorfer Hauptstraße 186 in 50997 Köln

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs 
bedarf immer einer erneuten Abstimmung mit uns.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

19c Pledoc GmbH
Schreiben vom 
19.09.2019
§ 3 Abs. 2 BauGB

Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und teilen Ihnen hierzu 
mit, dass von uns verwaltete Versorgungsanlagen der nachste-
hend aufgeführten Eigentümer bzw. Betreiber von der geplanten 
Maßnahme nicht betroffen werden:

• Open Grid Europe GmbH, Essen
• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen
• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbay-

ern, Schwaig bei Nürnberg
• Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH (ME-

GAL), Essen
• Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH 

(METG), Essen
• Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH 

& Co. KG (NETG), Dortmund
• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen
• GasLINE Telekommunikationsnetzgesellschaft deutscher 

Gasversorgungsunternehmen mbH & Co. KG, Straelen 
(hier Solotrassen in Zuständigkeit der PLEdoc GmbH)

• Viatel GmbH (Zayo Group), Frankfurt
Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markier-
te Bereich. Dort dargestellte Leitungsverläufe dienen nur zur gro-
ben Übersicht.

Wir weisen darauf hin, dass gemäß unseren Unterlagen in dem 
von Ihnen angefragten Bereich eine Produktenleitung / Kabel-
schutzrohranlage verläuft, die von nachfolgender Gesellschaft 
beauskunftet wird: Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft 
mbH - Godorfer Hauptstraße 186 in 50997 Köln

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen

Der Stellungnahme wird gefolgt.
Die Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH wur-
de beteiligt (vgl. lfd. Nr. 22).
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Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs 
bedarf immer einer erneuten Abstimmung mit uns.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

20a Thyssengas GmbH
Schreiben vom 
29.10.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Wir bestätigen den Erhalt Ihres Schreibens und teilen Ihnen mit,
dass von der im Betreff genannten Maßnahme keine Anlagen un-
serer Gesellschaft betroffen werden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

20b Thyssengas GmbH
Schreiben vom 
24.07.2019
§ 4 Abs. 2 BauGB

Wir bestätigen den Erhalt Ihres Schreibens und teilen Ihnen mit, 
dass von der im Betreff genannten Maßnahme keine Anlagen un-
serer Gesellschaft betroffen werden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

20c Thyssengas GmbH
Schreiben vom 
19.09.2019
§ 3 Abs. 2 BauGB

Wir bestätigen den Erhalt Ihres Schreibens und teilen Ihnen mit, 
dass von der im Betreff genannten Maßnahme keine Anlagen un-
serer Gesellschaft betroffen werden.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

21a Unitymedia NRW 
GmbH
Schreiben vom 
06.11.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Gegen die o. a. Planung haben wir keine Einwände. 
Eigene Arbeiten oder Mitverlegungen sind nicht geplant. 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte ge-
ben Sie dabei immer unsere oben stehende Vorgangsnummer an.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

21b Unitymedia NRW 
GmbH
E-Mail vom 
09.08.2019
§ 4 Abs. 2 BauGB

Zum o.  a.  Bauvorhaben  haben  wir  bereits  mit  Schreiben  vom
06.11.2018 Stellung genommen. Diese Stellungnahme gilt unver-
ändert weiter. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

21c Unitymedia NRW 
GmbH
E-Mail vom 

Zum o. a. Bauvorhaben haben wir bereits mit Schreiben vom 
06.11.2018 Stellung genommen. Diese Stellungnahme gilt unver-
ändert weiter. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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18.10.2019
§ 3 Abs. 2 BauGB

22a Rhein-Main-Rohrlei-
tungstransportge-
sellschaft m.b.H.
E-Mail vom 
17.07.2019
§ 4 Abs. 2 BauGB

Wir sind nicht betroffen - die Anfragefläche tangiert weder unsere
vorhandenen Anlagen noch laufende bzw. vorhersehbare Planun-
gen unseres Hauses.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

22b Rhein-Main-Rohrlei-
tungstransportge-
sellschaft m.b.H.
E-Mail vom 
19.09.2019
§ 3 Abs. 2 BauGB

Wir sind nicht betroffen - die Anfragefläche tangiert weder unsere
vorhandenen Anlagen noch laufende bzw. vorhersehbare Planun-
gen unseres Hauses.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

23a Stadtwerke Kamp-
Lintfort
Schreiben vom 
07.11.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 24.10.2018 und teilen Ih-
nen mit, dass sich im betroffenen Bereich keine Versorgungslei-
tungen und -kabel der Stadtwerke Kamp~Lintfort GmbH und der
Stadtwärme Kamp-Lintfort GmbH befinden. Seitens der Stadtwer-
ke Kamp-Lintfort GmbH und der Stadtwärme Kamp-Lintfort GmbH
bestehen daher keine Einwände gegen die 1. Änderung des Be-
bauungsplans GES 118 „Gewerbegebiet Gestfeld Süd -Gewerbe-
park Dieprahm“, soweit die Belange der Stadtwerke Kamp-Lintfort
GmbH und der Stadtwärme Kamp-Lintfort GmbH betroffen sind.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

23b Stadtwerke Kamp-
Lintfort
E-Mail vom 
13.08.2019
§ 4 Abs. 2 BauGB

Für das o.g. Bauleitplanverfahren haben sich bzgl. der Belange
der  Stadtwerke  Kamp-Lintfort  keine  Änderungen  ergeben.  Wir
verweisen daher auf unsere Stellungnahme von 07.11.2018. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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24 Gelsenwasser Ener-
gienetze GmbH
Schreiben vom  
14.08.2019
§ 4 Abs. 2 BauGB

Für die Benachrichtigung über die o.g. Planung danken wir. Anre-
gungen dazu haben wir nicht.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

25a Landesverband der 
jüdischen Gemein-
den von Nordrhein 
K.d.ö.R.
E-Mail vom 
29.10.2018
§ 4 Abs. 1 BauGB

Soweit  von  Ihren  Plänen  kein  jüdischer  Friedhof  betroffen  ist,
stimmt der Landesverband der Jüdischen Gemeinden von Nord-
rhein dem o.g. Bauvorhaben zu. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Ein jüdischer Friedhof ist von der Planung nicht betroffen.

25b Landesverband der 
jüdischen Gemein-
den von Nordrhein 
K.d.ö.R.
E-Mail vom 
18.07.2019
§ 4 Abs. 2 BauGB

Soweit  von  Ihren  Plänen  kein  jüdischer  Friedhof  betroffen  ist,
stimmt der Landesverband der Jüdischen Gemeinden von Nord-
rhein dem o.g. Bauvorhaben zu.

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Ein jüdischer Friedhof ist von der Planung nicht betroffen.

25c Landesverband der 
jüdischen Gemein-
den von Nordrhein 
K.d.ö.R.
E-Mail vom 
24.09.2019
§ 3 Abs. 2 BauGB

Soweit von Ihren Plänen kein jüdischer Friedhof betroffen ist, 
stimmt der Landesverband der Jüdischen Gemeinden von Nord-
rhein dem o.g. Bauvorhaben zu. 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
Ein jüdischer Friedhof ist von der Planung nicht betroffen.

26a Bischöfliches Gene-
ralvikariat
Schreiben vom 
29.10.2018

Im Rahmen der gegebenen Zuständigkeit  haben wir weder Be-
denken noch Anregungen vorzubringen. Im Planbereich sind von
uns keine Planungen und keine sonstigen Maßnahmen eingeleitet
oder beabsichtigt, die für die städtebauliche Entwicklung und Ord-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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§ 4 Abs. 1 BauGB nung des Gebietes bedeutsam sein können.

26b Bischöfliches Gene-
ralvikariat
Schreiben vom 
09.08.2019
§ 4 Abs. 2 BauGB

Im Rahmen der gegebenen Zuständigkeit  haben wir weder Be-
denken noch Anregungen vorzubringen. Im Planbereich sind von
uns keine Planungen und keine sonstigen Maßnahmen eingeleitet
oder beabsichtigt, die für die städtebauliche Entwicklung und Ord-
nung des Gebietes bedeutsam sein können.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.
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